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Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 a bis h sowie den

Zusatzpunkt 2 auf:

a) Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/
CSU und FDP eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zu dem Vertrag vom 2. März 2012 über
Stabilität, Koordinierung und Steuerung in
der Wirtschafts- und Währungsunion

– Drucksache 17/9046 –
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Überweisungsvorschlag:
Haushaltsausschuss (f)
Innenausschuss 
Rechtsausschuss 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

b) Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/
CSU und FDP eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zu dem Vertrag vom 2. Februar 2012
zur Einrichtung des Europäischen Stabilitäts-
mechanismus

– Drucksache 17/9045 –
Überweisungsvorschlag:
Haushaltsausschuss (f)
Innenausschuss 
Rechtsausschuss 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

c) Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/
CSU und FDP eingebrachten Entwurfs eines
Gesetzes zur finanziellen Beteiligung am
Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM-
Finanzierungsgesetz – ESMFinG)

– Drucksache 17/9048 –
Überweisungsvorschlag:
Haushaltsausschuss (f)
Rechtsausschuss 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

d) Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/
CSU und FDP eingebrachten Entwurfs eines
Gesetzes zur Änderung des Bundesschulden-
wesengesetzes

– Drucksache 17/9049 –
Überweisungsvorschlag:
Haushaltsausschuss (f)
Rechtsausschuss 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

e) Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/
CSU und FDP eingebrachten Entwurfs eines
Gesetzes zu dem Beschluss des Europäischen
Rates vom 25. März 2011 zur Änderung des
Artikels 136 des Vertrags über die Arbeits-
weise der Europäischen Union hinsichtlich ei-
nes Stabilitätsmechanismus für die Mitglied-
staaten, deren Währung der Euro ist

– Drucksache 17/9047 –
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union (f)
Innenausschuss 
Rechtsausschuss 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Haushaltsausschuss

f) Beratung des Antrags der Abgeordneten
Dr. Gesine Lötzsch, Dr. Kirsten Tackmann,
Dr. Dietmar Bartsch, weiterer Abgeordneter und
der Fraktion DIE LINKE

Europäischen Stabilitätsmechanismus ableh-
nen, europäisches Investitionsprogramm auf-
legen

– Drucksache 17/9146 –
Überweisungsvorschlag:
Haushaltsausschuss (f)
Innenausschuss 
Rechtsausschuss 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

g) Beratung des Antrags der Abgeordneten
Alexander Ulrich, Wolfgang Gehrcke, Jan van
Aken, weiterer Abgeordneter und der Fraktion
DIE LINKE

Ratifizierung des Fiskalvertrags ablehnen –
Ursachenorientierte Politik zur Krisenbewälti-
gung einleiten

– Drucksache 17/9147 –
Überweisungsvorschlag:
Haushaltsausschuss (f)
Innenausschuss 
Rechtsausschuss 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

h) Beratung des Antrags der Abgeordneten
Dr. Diether Dehm, Andrej Hunko, Thomas Nord,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE
LINKE

Grundlegende Reformen der EU-Verträge
umsetzen – Änderungen von Artikel 136 des
Vertrags zur Arbeitsweise der Europäischen
Union verhindern

– Drucksache 17/9148 –
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union (f)
Innenausschuss 
Rechtsausschuss 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Haushaltsausschuss

ZP 2 Erste Beratung des von den Fraktionen CDU/
CSU, SPD, FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur
Änderung des Stabilisierungsmechanismusge-
setzes

– Drucksache 17/9145 –
Überweisungsvorschlag:
Haushaltsausschuss (f)
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung
Innenausschuss 
Rechtsausschuss 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

Ich mache darauf aufmerksam: Hier geht es insbeson-
dere um den Aspekt der Parlamentsbeteiligung bei sol-
chen europäischen Mechanismen. Da sich dazu eine
verständliche, aber im Kern glücklicherweise unnötige
Besorgnis artikuliert hat, mache ich darauf aufmerksam,



20210 Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 172. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 29. März 2012

Präsident Dr. Norbert Lammert

(A) (C)

(D)(B)

dass wir entsprechende ähnliche Texte auch für die übri-
gen heute auf der Tagesordnung stehenden Vertrags-
werke in den Fraktionen bereits nicht nur verfügbar ha-
ben, sondern sich auch da ein ähnlich breiter Konsens
abzeichnet, wie er diesem gerade zuletzt genannten Ge-
setzentwurf zur Änderung des Stabilisierungsmechanis-
musgesetzes zugrunde liegt.

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für
die Aussprache zwei Stunden vorgesehen. – Auch hierzu
sehe ich keine Änderungswünsche. Dann ist so beschlos-
sen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort zu-
nächst dem Bundesminister der Finanzen Dr. Wolfgang
Schäuble.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dr. Wolfgang Schäuble, Bundesminister der Finan-
zen:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mit den
Gesetzentwürfen zur Schaffung einer Fiskalunion und
eines dauerhaften Stabilitätsmechanismus schaffen wir
einen weiteren wichtigen Baustein zur Überwindung der
Vertrauenskrise in den Finanzmärkten, um die Lage der
Wirtschaft und des Arbeitsmarktes in Europa nachhaltig
zu verbessern.

Man muss daran erinnern, dass als Folge der Finanz-
und Bankenkrise in den Jahren 2007 und 2008 die wach-
sende Staatsverschuldung in fast allen Industrieländern
von den Finanzmärkten zunehmend – und eigentlich
zum ersten Mal – als ein Risiko empfunden worden ist
und zu einer entsprechenden Verunsicherung auf den
Finanzmärkten geführt hat. Aus der wachsenden Staats-
verschuldung einer Reihe von Mitgliedsländern in der
Euro-Zone haben sich Gefahren für nachhaltiges Wachs-
tum ergeben, und das hat zu einer allgemeinen und sich
verstärkenden Verunsicherung geführt.

Damals bestand in Europa und weltweit Einigkeit da-
rüber, dass die Ursachen die zu hohen Defizite in den öf-
fentlichen Haushalten fast aller Industriestaaten sind und
dass zugleich eine zu geringe Wettbewerbsfähigkeit in
einer Reihe von Mitgliedstaaten der Europäischen Union
zusätzlich zu Spannungen in dieser gemeinsamen euro-
päischen Währung führt.

Es bestand Einigkeit darüber, dass diese Probleme nur
dadurch gelöst werden können, dass die Ursachen der
Krise in den betroffenen Ländern angegangen werden.
Deswegen führt kein Weg daran vorbei, dass wir die
Krise in den betroffenen Ländern bekämpfen, indem wir
die Defizite reduzieren und die Wachstumsperspektiven
und die Wettbewerbsfähigkeit durch entsprechende
Strukturreformen verbessern bzw. stärken. Es war inter-
national völlig einvernehmlich, dass wir dazu eine ba-
lancierte Politik aus wachstumsfördernden Maßnahmen
und gleichzeitiger Reduzierung der zu hohen Defizite
und zu hohen Staatsverschuldungen brauchen, also eine
wachstumsfreundliche Defizitreduzierung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Das entspricht exakt der Finanz- und Wirtschaftspoli-
tik der Bundesregierung, die wir seit Beginn dieser Le-
gislaturperiode betreiben und für die wir in der vergan-
genen Woche im Bundeskabinett Eckwerte für den
Haushalt 2013 und für die mittelfristige Finanzplanung
vorgelegt haben.

Es ist gelegentlich diskutiert worden, ob wir den rich-
tigen Pfad eingeschlagen haben. Ich glaube, die bisher
erzielten Erfolge bei der Reduzierung auch unserer als
Folge der Finanzkrise zu hohen Neuverschuldung sowie
die Überwindung der Wachstumsdelle belegen, dass
diese Politik einer wachstumsfreundlichen Defizitredu-
zierung in Deutschland erfolgreich betrieben wird und
dass sie in Europa notwendig ist. Genau diese Politik
müssen wir konsequent fortsetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir waren uns in Europa in der zu Beginn des Jahres
2010 eingetretenen Euro-Krise bzw. sogenannten Ver-
trauenskrise im Euro-Raum von Anfang an einig, dass
wir eine solche Politik in allen Mitgliedsländern betrei-
ben müssen. Deswegen war es nicht ein Mangel an Soli-
darität, sondern richtig verstandene finanz- und wirt-
schaftspolitische Verantwortung, dass wir gesagt haben:
Wir dürfen nicht Maßnahmen ergreifen, die dazu führen,
dass die Länder nicht selber die notwendigen Korrektur-
maßnahmen durchsetzen. – Deswegen wäre alles, was
dazu geführt hätte, dass diese Reformen in den betroffe-
nen Ländern nicht ergriffen worden wären, falsch ver-
standene Solidarität gewesen. Das gilt beispielsweise für
die Debatte um Euro-Bonds.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ich will daran erinnern: Jede Vergemeinschaftung von
Haftung bei gleichzeitigem Fehlen einer entsprechenden
Finanzstruktur und damit verbunden die Ausschaltung
des Marktmechanismus, also des Zinsrisikos, hätten
dazu geführt, den Reformdruck nicht zu verstärken, son-
dern zu verringern. Es wären Fehlanreize gesetzt wor-
den, und genau deswegen haben wir es nicht gemacht.
Vielmehr haben wir gesagt: Wir leisten Hilfe zur Selbst-
hilfe. Wer auch immer Hilfe braucht, um seine Schwie-
rigkeiten bei der Refinanzierung auf den Finanzmärkten
zeitweilig zu überbrücken, bekommt diese Hilfe bei Ver-
einbarung entsprechender Anpassungsprogramme.

Das war der erste Baustein, um die Krise in Europa
Schritt für Schritt zu bekämpfen, und wir sind auf die-
sem Weg erfolgreich. Die Programme funktionieren in
Portugal und in Irland. Andere Länder wie Spanien oder
Italien haben in den letzten Monaten wichtige Maßnah-
men ergriffen, um Fehlentwicklungen nicht fortzusetzen,
um Defizite zu reduzieren und die Wachstumsfähigkeit
durch Strukturreformen zu verbessern.

Selbst in Griechenland, wo wir eine Zeit lang Schwie-
rigkeiten hatten, die getroffene Vereinbarung umzuset-
zen, haben wir jetzt deutliche Fortschritte gemacht. Ich
füge hinzu: Mit dem Schuldenschnitt unter Beteiligung
des Privatsektors, der Anlagegläubiger, in Höhe von
53,5 Prozent hat Griechenland eine Chance, im Laufe
der Jahre zu einer tragfähigen Entwicklung zu kommen.
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(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Ich will bei dieser Gelegenheit auch sagen: All denje-
nigen, die gesagt haben – es waren viele Interessenver-
treter des Finanzsektors, die sich so geäußert haben –,
das sei gefährlich – was ist nicht alles gesagt worden! –,
dieser Schuldenschnitt könne nicht funktionieren und
werde nicht funktionieren – es ist darauf hingewiesen
worden, was er anrichten könne –, halte ich entgegen:
Wie man sieht, hat es funktioniert. Wir haben mit den
Vereinbarungen, die wir erreicht und durchgesetzt ha-
ben, eine Grundlage geschaffen, dass Griechenland zu
einer Schuldentragfähigkeit kommen kann. Die profes-
sionellen Interessenvertreter und Angstmacher haben
nicht immer recht. Wir haben die richtigen Entscheidun-
gen getroffen. Wir sind auf einem guten Weg, und wir
werden diesen Weg konsequent und entschlossen fortset-
zen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Der zweite Baustein ist nun die Schaffung einer dau-
erhaften Stabilitätsunion. Das, was zu Beginn der Euro-
Zone politisch noch nicht erreichbar war, müssen wir
– das ist die richtige Lehre aus der Krise – jetzt schaffen.
Das, meine Damen und Herren, haben wir mit dem Ent-
wurf dieses Fiskalvertrages erreicht. Alle Länder der
Euro-Zone und acht weitere Länder der Europäischen
Union verpflichten sich – das hätte vor einem Jahr noch
niemand in Europa für denkbar gehalten –, in ihre natio-
nalen Verfassungs- und Rechtsordnungen Schulden-
bremsen einzuführen, die der Schuldenbremse des deut-
schen Grundgesetzes vergleichbar sind.

(Zuruf des Abg. Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])

Das zeigt, Herr Kollege Trittin: Es gibt einen grundsätz-
lichen Einstellungswandel in Europa, was die Nachhal-
tigkeit von tragfähigen Haushalten anbetrifft. Das ist der
entscheidende Erfolg.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Diese Schuldenbremsen werden eingeführt. Es wird
überprüft, dass sie dem entsprechen, was im Fiskalver-
trag vereinbart worden ist. Man kann gegebenenfalls den
Europäischen Gerichtshof anrufen. Es muss durchge-
setzt werden. Auch dies ist ein entscheidender Schritt.

Im Übrigen muss man den Fiskalvertrag natürlich im
Zusammenhang mit den verstärkten Überwachungsmög-
lichkeiten in Bezug auf die Haushalts- und Wirtschafts-
politik aller Mitgliedstaaten der Euro-Zone sehen, die
wir im sogenannten Sixpack Ende 2011 in Kraft gesetzt
haben. Mit diesen Maßnahmen – Fiskalvertrag plus Six-
pack – erhält der Stabilitäts- und Wachstumspakt zum
ersten Mal Zähne. Jetzt kann er durchgesetzt werden.
Jetzt können sich die Fehler der Vergangenheit nicht
mehr wiederholen. Der italienische Ministerpräsident
hat dieser Tage daran erinnert – Herr Kollege Gabriel,
Sie waren gerade in Paris; es ist ganz wichtig, Monti ge-
nau zuzuhören –: Der Stabilitäts- und Wachstumspakt
war im Prinzip richtig. Falsch war nur, dass er durch

Deutschland unter der rot-grünen Regierung und durch
Frankreich

(Rainer Brüderle [FDP]: So ist es!)

massiv gebrochen und damit zerstört worden ist.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Deswegen müssen wir aus den Fehlern der Vergan-
genheit lernen.

(Zurufe von der SPD und der LINKEN)

– Sie hören es nicht gern. Ich bin sehr dafür, dass wir im
Zuge der europäischen Entwicklung im Rahmen der
politischen Familien miteinander Wahlkampf machen;
ich bin aber auch dafür, dass wir die Fehler, die wir in
europäischer Solidarität miteinander schon wieder an-
kündigen, rechtzeitig als solche erkennen. Wenn Sie
glauben, Sie könnten nachhaltiges Wachstum in Europa
dadurch fördern, dass Sie die zu hohe Staatsverschul-
dung weiter erhöhen, machen Sie genau die Fehler, die
uns in die Krise geführt haben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Das dürfen wir in Frankreich nicht machen, und das dür-
fen wir in Deutschland nicht machen. Das wäre genau
der falsche Weg. Das wäre die falsche Lehre aus dem,
was eingetreten ist.

Deswegen ist es richtig, dass wir die Mechanismen
des Stabilitäts- und Wachstumspakts verschärfen. Wir
haben jetzt quasi automatische Sanktionen. Wir haben
vor allen Dingen viel stärkere Möglichkeiten zur Ver-
meidung von Fehlentwicklungen. Wir haben die Mög-
lichkeit, durch Haushaltsüberwachung präventiv tätig zu
werden, bei Ungleichgewichten der wirtschaftlichen
Entwicklung in den Mitgliedstaaten früher einzugreifen,
Wirtschaftspartnerschaftsprogramme rechtzeitig durch-
zusetzen. Das alles sind neue Instrumente, die uns in die
Lage versetzen, eine wirkliche Stabilitäts- und Wachs-
tumsunion zustande zu bringen.

Das fügt sich auch in den Zusammenhang ein; denn
natürlich geschieht das alles nicht nur, um Defizite zu re-
duzieren, sondern auch, um nachhaltiges Wachstum si-
cherzustellen. Das ist die Aufgabe und der Sinn unserer
Politik. So wie sich die Finanz- und Wirtschaftspolitik
der Bundesregierung auf dem Arbeitsmarkt in Deutsch-
land konkret für die Menschen auswirkt, so wird es über-
all in Europa sein. Dazu tragen auch der Euro-Plus-Pakt,
den die Bundeskanzlerin im vergangenen Jahr durchge-
setzt hat, und die vielen Initiativen bei, die zusammen
mit dem französischen Staatspräsidenten in den letzten
Monaten ergriffen worden sind, um Wachstumsimpulse
in Europa zu verstärken.

Auf dem Sondergipfel des Europäischen Rats im Ja-
nuar beispielsweise ist eine Reihe von weitreichenden
Beschlüssen gefasst worden, um die Arbeitsmarktlage
etwa in Ländern wie Spanien mit einer Jugendarbeits-
losigkeit, die nahe bei 50 Prozent liegt, dauerhaft zu
verbessern und vieles andere mehr. Auch für den Früh-
jahrsgipfel hat die Bundeskanzlerin eine Reihe von Vor-
schlägen zur Stärkung von Schlüsseltechnologien, zu
strukturellen Reformen – wo nötig, auch am Arbeits-
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markt – eingebracht, um die Weichen für dauerhaftes
Wachstum zu stellen. Mit diesen Maßnahmen und einer
Politik solider Finanzen sowie einer Begrenzung der
Haushaltsdefizite und der Gesamtverschuldung werden
wir die Weichen für nachhaltiges Wachstum in Europa
stellen. Meine Damen und Herren, das ist der Sinn dieser
Vertragswerke, die wir heute hier einbringen.

Aber noch einmal: Es muss klar sein, dass wir Wachs-
tum nicht einfach durch höhere Defizite erreichen; das
war übrigens weltweit Konsens. Alle internationalen
Analysen – von G 20, vom IWF, selbst von der OECD,
obwohl wir nicht alle Erklärungen des Generalsekretärs
in diesen Tagen immer nur mit Freude zur Kenntnis ge-
nommen haben – haben immer dasselbe festgestellt: Die
Ursache der Krise war die zu hohe Staatsverschuldung.
Wer dauerhaftes Wachstum will, braucht als eine Vo-
raussetzung solide, tragfähige Haushalte. Der Stabilitäts-
und Wachstumspakt, der Fiskalvertrag – all dies dient
diesem Ziel.

Der nächste Schritt ist übrigens – um auch das zu er-
wähnen, weil gelegentlich gesagt wird, wir würden von
einer Maßnahme zur nächsten gehen; aber das alles hat
Konzept und Sinn –, neben der Bekämpfung der Ursa-
chen in den Mitgliedstaaten, neben der Schaffung einer
dauerhaften Stabilitätsunion, eine zentrale Maßnahme
zur Bekämpfung von Ansteckungsgefahren. Wir haben
für die systemrelevanten Banken in Europa sicherge-
stellt, dass sie alle über genügend Kapital verfügen, da-
mit uns das nicht wieder passiert, was uns 2008/2009
passiert ist. Deswegen haben wir den Bankenstresstest
durchgeführt, der sicherstellt, dass alle systemrelevanten
Banken in der Euro-Zone mit dem nötigen Kapital aus-
gestattet sind. Das ist ebenfalls ein Beitrag im Rahmen
unserer Gesamtstrategie, um die Stabilität unserer ge-
meinsamen europäischen Währung dauerhaft sicherzu-
stellen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Meine Damen und Herren, natürlich gehört als letzter
Baustein – neben der Bekämpfung der Ursachen der
Krise, neben einer dauerhaften Stabilitätsunion und soli-
den Strukturen im europäischen Währungssystem, neben
einer ausreichenden Kapitalausstattung der Banken –
dazu, dass wir für den Fall, dass einzelne Mitgliedslän-
der der Euro-Zone vorübergehend Schwierigkeiten ha-
ben, sich an den Finanzmärkten zu refinanzieren, genü-
gend Mittel zur Verfügung haben, um ihnen Zeit für die
Lösung ihrer Probleme zu kaufen. Das ist die Funktion
des Rettungsschirms oder der Firewall – die Bekämp-
fung von Ansteckungsgefahren im Euro-System als
Ganzem. Wir haben ja gesehen, dass es geradezu blitz-
artig zu einer solchen Ansteckung kommen kann. Des-
wegen ist es gut, dass wir die vorläufige Finanzierungs-
fazilität 2010 kurzfristig und schnell geschaffen haben.

Aber wir haben im Übrigen schon damals gesagt – da
werden uns, völlig wahrheitswidrig, aus dem Zusam-
menhang gerissene Zitate vorgehalten –, dass diese Kon-
struktion eine vorübergehende Maßnahme ist. Was wir
anstreben, ist eine dauerhafte, stabile Konstruktion. Die
legen wir heute mit den Gesetzentwürfen zum Europäi-
schen Stabilitätsmechanismus vor. Es ist vorgesehen,

durch einen völkerrechtlichen Vertrag eine internationale
Finanzinstitution mit einem Ausleihvolumen von insge-
samt 500 Milliarden Euro zu gründen. Davon sollen
80 Milliarden Euro von den Mitgliedstaaten als Kapital
eingezahlt werden. Der Rest steht als abrufbares, nach-
schusspflichtiges Kapital zur Verfügung. Damit hat die-
ser Europäische Stabilitätsmechanismus eine dauerhaft
stabile Struktur. Die Bedingungen, unter denen er Hilfe
leistet, sind ähnlich wie bei der EFSF. Es wird immer nur
Hilfe zur Selbsthilfe geleistet werden. Voraussetzungen
hierfür sind Anpassungsprogramme, die mit Ländern,
die entsprechende Hilfe benötigen, vereinbart werden
müssen. Daran wird sich nichts ändern.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Die Staats- und Regierungschefs der Euro-Zone ha-
ben auf ihrem Gipfeltreffen im Dezember verabredet
– es wird dauernd gesagt, wir würden immer etwas ande-
res vorlegen; das ist einfach nicht wahr; man kann das
nur sagen, wenn man die Erklärungen nicht zur Kenntnis
genommen oder schon wieder vergessen hat –, dass die
endgültige Größenordnung des Stabilitätsmechanismus
im März noch einmal überprüft werden soll. Sie haben
bei ihrem Treffen Anfang März die Finanzminister be-
auftragt, diese Überprüfung durchzuführen und die not-
wendigen Schlussfolgerungen daraus Ende des Monats
zu treffen. Das werden wir morgen und übermorgen in
Kopenhagen tun. Ich werde mit dem Vorschlag in diese
Beratungen gehen – den haben wir in dieser Woche sehr
intensiv miteinander besprochen –, dass wir entgegen
dem, was im Vertragsentwurf steht, das Ausleihvolumen
des ESM in Höhe von 500 Milliarden Euro nicht da-
durch reduzieren, dass wir die in den bisherigen Pro-
grammen für Irland, Portugal und Griechenland verein-
barten Hilfszahlungen von den 500 Milliarden Euro
abziehen oder – wie es in der Sprache des Vertrages
heißt – konsolidieren, sondern dass wir die 500 Milliar-
den Euro als zusätzliches Volumen zur Verfügung haben,
um die notwendige Solidarität gewährleisten und um die
Ansteckungsgefahr bekämpfen zu können.

(Zuruf von der SPD: Wo ist denn Schluss? Wo 
ist denn Ihre rote Linie?)

– Das ist exakt die rote Linie in der internationalen De-
batte. In der internationalen Debatte hat sich seit gerau-
mer Zeit die Erwartung gefestigt – Sie können eine so
hohe Firewall errichten, wie Sie wollen; das nützt gar
nichts –, dass die notwendigen strukturellen Maßnahmen
in Europa ergriffen und die Ursachen der Krise bekämpft
werden müssen. Deswegen habe ich diesen Zusammen-
hang hier vorgetragen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Die Bekämpfung der Ursachen in den Mitgliedstaaten
ist notwendig. Jeder kehre vor seiner Tür; wir machen es
mit unserer Politik, andere machen es mit ihrer Politik.
Wenn wir eine Struktur für die Stabilitätsunion errei-
chen, die wir in den 90er-Jahren nicht zustande gebracht
haben, dann muss die Firewall nicht mehr so hoch sein.
Wenn wir zusätzlich zu den schon vereinbarten Pro-
grammen ein Ausleihvolumen in Höhe von 500 Milliar-
den Euro in einer stabilen internationalen Finanzinstitu-
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tion haben, dann ist das überzeugend, es sei denn, es
fangen wieder alle möglichen Leute an, darüber zu re-
den, dass 3 Milliarden Euro mehr sind als 1 Milliarde
Euro. Das ist wahr, löst aber unser Problem nicht. Wir
brauchen eine glaubwürdige, in sich schlüssige Politik.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist ja ein hoher Anspruch! – Weitere
Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Oh!)

Wir brauchen die drei Programme für Irland, Portugal
und Griechenland. Ich bin ganz sicher, dass die interna-
tionale Gemeinschaft im Internationalen Währungsfonds
den solidarischen Beitrag der Europäer zur Vermeidung
der Ansteckungsgefahr im Euro-System anerkennt und
ihren Beitrag für die globale Weltwirtschaft nicht ver-
weigern wird. Wir treffen unsere Entscheidung in
Europa, so wie es alle von uns erwarten. Mit diesen Ent-
scheidungen werden wir die Verunsicherung auf den
Märkten dauerhaft beseitigen können, es sei denn, es
würde wieder bewusst Verunsicherung geschürt.

Ich will noch ein Wort zum Thema Finanztransaktion-
steuer sagen. Wir brauchen für den Fiskalpakt, wie wir
alle wissen, eine Zweidrittelmehrheit im Bundestag und
im Bundesrat, weil wir uns verpflichten, die Regelungen
unseres Grundgesetzes nicht zu verändern. Das hat ver-
fassungsrechtliche Qualität. Sie haben gesagt, Sie möch-
ten ein glaubwürdiges Bemühen der Bundesregierung
für die Einführung einer Besteuerung des Finanzsektors.
Die Bundesregierung hat sich seit zwei Jahren mit gro-
ßem Nachdruck dafür eingesetzt, dass wir eine Finanz-
transaktionsteuer in den 27 Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union zustande bringen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU –
Heiterkeit bei der SPD – Jürgen Trittin
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Einhellig!)

– Einhellig, die ganze Bundesregierung. Entschuldi-
gung, Sie können das alles überprüfen.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Legen Sie es nicht darauf an, Herr
Schäuble!)

– Es werden wahrheitswidrige Behauptungen durch
Wiederholungen nicht besser. Es ist nicht die Wahrheit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Diese Bundesregierung hat in ihrer Finanzplanung im
Juni 2010 die notwendigen Entscheidungen getroffen.
Jeder kann es überprüfen, dort stehen sie geschrieben.
Wahr ist aber auch: In den europäischen Verträgen steht,
dass Sie eine europäische Steuer in der Europäischen
Union nur zustande bringen, wenn Sie eine einstimmige
Entscheidung erzielen. So steht es in den Verträgen.
Europa ist eine Gemeinschaft des Rechts; entgegen den
Verträgen kann man nicht handeln.

Ich muss Ihnen wahrheitsgemäß sagen: Die Chancen
sind nicht sehr groß, dass wir einen einstimmigen
Beschluss zustande bringen. Es ist übrigens auch die
Wahrheit, dass die Kommission erst nach einjährigem
Drängen der Bundesregierung und des deutschen

Finanzministers überhaupt einen Vorschlag für eine
Finanztransaktionsteuer entwickelt hat. Zuvor hatte sie
keine Präferenz für diese Lösung.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Das war das Europäische 
Parlament!)

– Nein, es war die Bundesregierung.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Das ist nicht die 
Wahrheit, was Sie hier sagen!)

– Herr Gabriel, das ist nicht wahr.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Das ist ein Beschluss 
des Europäischen Parlaments!)

– Es war das Drängen der Bundesregierung und der fran-
zösischen Regierung. Die Wahrheit ändert sich nicht.
Deswegen sage ich: Wir werden alles Menschenmögli-
che tun, um eine Einigung zustande zu bringen. Wir wer-
den Sie darüber in aller Offenheit informieren. Es fehlt
überhaupt nicht am Drängen der Bundesregierung; wir
suchen gemeinsam nach Lösungen. Es gibt keinen
Grund, daran die Stabilisierung unserer gemeinsamen
Währung scheitern zu lassen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Das ist der falsche Zusammenhang.

Wir wissen, dass alle diese Diskussionen, Verunsiche-
rungen und Entscheidungen unsere Bevölkerung mit
großer Sorge erfüllen. Deswegen ist es wichtig, dass wir
klar und verlässlich erklären, warum wir welche Ent-
scheidungen treffen. Mit den Entscheidungen, für die
wir heute die Gesetzgebungsverfahren eröffnen, gehen
wir einen entscheidenden weiteren Schritt, um unsere
europäische Währung dauerhaft stabil zu machen, das
Vertrauen der Finanzmärkte zurückzugewinnen und da-
mit eine Voraussetzung zu schaffen, dass wir auch wei-
terhin solides Wirtschaftswachstum als Grundlage von
sozialer Sicherheit haben. Dazu bitte ich Sie um Ihre Un-
terstützung.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Nächster Redner ist der Kollege Frank-Walter

Steinmeier für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Frank-Walter Steinmeier (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Verehrter Herr Schäuble, in weiten Teilen war das eine
Rede für Ihre eigenen Regierungsfraktionen, wenn ich
das richtig verstanden habe. Die Ankündigungen, die Sie
hier gemacht haben, werden dort gerne gehört werden.
Nur – auch wenn ich es nicht vorhabe –: Mit Ihren An-
kündigungen und falschen Versprechungen könnte ich
hier meine ganze Redezeit ausfüllen.

(Otto Fricke [FDP]: Das glauben wir Ihnen!)

Davon gab es reichlich von dieser Bundesregierung in
der Vergangenheit.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf
des Abg. Volker Kauder [CDU/CSU])

– Herr Kauder: Kein Cent für Griechenland – wir erin-
nern uns gut. Kein permanenter Rettungsschirm – wir er-
innern uns gut. Auf keinen Fall Hebelungen – haben Sie
auch hier am Podium gesagt. Und ganz sicher waren Sie
sich: Keine Aufstockung des ESM. Keine dieser Zusa-
gen hat länger als drei Monate Bestand gehabt. Aus Ih-
ren roten Linien sind im Verlaufe der Diskussion in
Wahrheit Wanderdünen geworden.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Das geht doch weiter. Wenn Herr Seehofer, wie ich
gestern gelesen habe, jetzt öffentlich versichert, es bleibe
bei Deutschlands Risiko in der Gesamtgrößenordnung
von 211 Milliarden Euro, dann ist das doch die nächste
Täuschung, die vorbereitet wird. Das dürfen wir nicht
durchgehen lassen.

(Beifall bei der SPD)

Ich habe es öffentlich und auch hier von diesem Pult
aus gesagt: Sie werden mit dem geplanten Volumen für
den ESM nicht hinkommen; nicht, weil andere europäi-
sche Staaten drängen, sondern weil das Vorhaben ökono-
misch nicht aufgeht. Über Monate haben Sie sich mit der
Geste der Empörung dagegengestellt, die Aufstockung
zurückgewiesen, und jetzt stocken Sie doch auf.

Deshalb sage ich: Hören Sie endlich auf, den Men-
schen Sand in die Augen zu streuen. Sagen Sie offen und
ehrlich, was auf unser Land zukommt. Machen Sie
Schluss mit Halbwahrheiten und verschwurbelten Kurs-
korrekturen. Eine solche hat heute hier stattgefunden.

(Beifall bei der SPD)

Stattdessen verfallen Sie wieder in den alten Fehler:
Sie reden die Lage schön. Sie hoffen, dass nach der klei-
nen Beruhigung der Märkte über Weihnachten hinweg
dieser ganze Europa-Griechenland-Rettungsschirm-Alb-
traum endlich vorbei ist: Jetzt noch schnell ein bisschen
Fiskalpakt, dann deutsche Haushaltsdisziplin in ganz
Europa, und dann können wir uns endlich wieder dem
Regierungsalltag zuwenden.

Dieser Alltag besteht aus Klein-Klein und einem
Kleinkrieg im ganzen Kabinett, jeder gegen jeden. All
das können die Leute nicht mehr hören. Das schädigt
nicht nur das Vertrauen in Ihre Politik, sondern auch das
Vertrauen in die ganze deutsche Politik. Wenn es so wei-
tergeht, meine Damen und Herren, dass heute nicht mehr
das gilt, was gestern galt, und morgen nicht mehr das
gilt, was heute gilt, dann – ich sage es Ihnen – werden
wir die Menschen in Deutschland auf dem Weg nach
Europa verlieren. Das darf nicht sein; das dürfen wir
nicht zulassen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Für mich ist jedenfalls klar: Auch im vierten Jahr
nach der Lehman-Pleite ist diese Krise keineswegs zu
Ende. Herr Schäuble, ich würde gern dieselbe Hoffnung,

denselben Optimismus haben wie Sie. Aber schauen wir
ein bisschen auf die Wachstumszahlen: Da sind eben
nicht nur Griechenland, Portugal und Spanien; da fällt
doch auch Ihnen auf, dass ein gesundes Land wie die
Niederlande plötzlich ins Minuswachstum gerät, sich
Rezession andeutet. Es ist ja wahr: Noch leben wir hier
in Deutschland auf einer Insel der Seligen. Aber jeder,
der ein bisschen ökonomischen Sachverstand hat, der
weiß, dass die roten Zahlen der anderen von heute un-
sere Probleme von morgen sind. Ich wünschte es mir
auch anders. Aber es kann doch nicht sein, dass es allen
um uns herum in Europa schlecht geht und es uns auf
Dauer gut geht; dieser Zusammenhang kann leider so
nicht bestehen. Daran, Herr Schäuble, kann man sich
nicht vorbeiträumen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Großkrisen wie diese haben wir in den letzten Jahr-
zehnten Gott sei Dank nicht allzu häufig gehabt. Aber ei-
nes wissen wir alle miteinander: Erstens sind sie nicht in
wenigen Jahren überwunden. Zweitens erledigt sich
durch Abwarten gar nichts, erst recht nicht von selbst. In
solchen Situationen kommt es auf die Politik an, auf
Mut, Klugheit und Weitsicht in der Politik. Deshalb
brauchen wir jetzt miteinander eine wirklich ernsthafte
Diskussion über die nächste Wegstrecke, die vor uns
liegt. Fiskalpakt und ESM, über die wir heute und in den
nächsten Wochen diskutieren, sind eben nicht der
Schlussstein in einem abgeschlossenen europäischen
Rettungswerk; das sind Zwischenstationen, das sind
Wegmarken.

Vor allen Dingen müssen wir jetzt in dieser Diskus-
sion sagen, wohin denn die Reise insgesamt gehen soll:
Welchen Weg wollen wir in Europa gehen? Wie sieht
unser Langfristkonzept zur Überwindung der Krise aus?
Wie sollen wir in Europa neues Wachstum und neue Be-
schäftigung entstehen lassen? Wie gelingt es uns vor al-
len Dingen, auch die Finanzmärkte an der finanziellen
Bewältigung der Krise zu beteiligen? – Das sind aus
meiner Sicht die drängenden Fragen, die über das Wohl
und Weh in Europa in den nächsten Jahren entscheiden
werden, und zwar mehr noch als der Fiskalpakt, der zu
90 Prozent bereits europäisches Recht ist. Das dürfen
nicht nur unsere Fragen sein, meine Damen und Herren
aus den Regierungsfraktionen; das müssen auch Ihre
Fragen sein. Dass Sie sie nicht stellen, werfe ich Ihnen
vor.

(Beifall bei der SPD)

Sie haben es doch in den letzten Wochen gemerkt:
Eine Zweidrittelmehrheit, wie sie jetzt notwendig ist, ist
in einem Parlament keine Selbstverständlichkeit, auch
nicht im Deutschen Bundestag. Da muss Überzeugungs-
arbeit geleistet werden. Da muss die Bundesregierung
endlich einmal die eigenen internen Konflikte entschei-
den. Das ist Ihre Bringschuld, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Gerda
Hasselfeldt [CDU/CSU]: Das müssen gerade
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Sie sagen! – Volker Kauder [CDU/CSU]: Sie
sind doch in einem Konflikt!)

– Herr Kauder, gehen Sie nicht davon aus, dass Ihnen die
Zustimmung zum Fiskalpakt und zum ESM einfach so in
den Schoß fällt.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Der Gabriel 
macht Ihnen schon Ärger!)

Ich sage Ihnen: Gerade weil uns Europa eine Herzensan-
gelegenheit ist, gerade weil wir in der Vergangenheit
eine Opposition waren, die mit Verantwortung umzuge-
hen wusste,

(Widerspruch bei Abgeordneten der CDU/
CSU und der FDP – Volker Kauder [CDU/
CSU]: Stimmen Sie zu?)

werden wir uns die Sache nicht leicht machen.

Wir wollen ein Europa, das neues Wachstum schafft.
Wir wollen ein Europa, das Werte schöpft und nicht nur
Wurmfortsatz der Finanzmärkte ist. Ich sage Ihnen ganz
klar: Was wir nicht hinnehmen werden, ist ein Europa, in
dem jeder zweite Jugendliche arbeitslos ist. Das geht
nicht, und das ertragen wir miteinander nicht.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Norbert Barthle [CDU/
CSU]: Dann holen wir sie halt her zu uns!)

Auf diese Fragen ist bisher keine Antwort gegeben
worden – dröhnendes Schweigen statt neuer Ideen, erho-
bener Zeigefinger statt ausgestreckter Hand. So geht das
in Europa nicht, und so sichern wir auf Dauer auch nicht
die notwendige Stabilität für Deutschland.

Lieber Herr Brüderle und lieber Herr Westerwelle
– Sie sind diejenigen, deren Äußerungen dazu ich gele-
sen habe –: Wenn Sie sich hinstellen und öffentlich
sagen, die SPD werde am Ende sowieso zustimmen
müssen, dann sage ich Ihnen: Das ist genau die Unernst-
haftigkeit, mit der Sie Politik machen

(Beifall des Abg. Joachim Poß [SPD])

und wegen der Sie im Augenblick reihenweise von den
Wählern in die Bedeutungslosigkeit geschickt werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN –
Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
1,2 Prozent!)

Ich habe in den letzten Wochen viel mit unseren euro-
päischen Partnern in Frankreich, Italien oder Finnland
gesprochen. Herr Schäuble, ich habe in Italien viel Auf-
bruch gesehen, auch die wirklich ernsthafte Bereitschaft,
neue Wege zu gehen. Aber ich sage Ihnen auch: Keiner
von meinen Gesprächspartnern war der Meinung, dass
der Fiskalpakt allein ausreicht, um Europa wieder auf
den Wachstumspfad zu bringen. Haushaltsdisziplin ist
notwendig; wem sagen Sie das? Dafür haben wir in der
Großen Koalition gesorgt und nicht Sie!

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wir haben dafür gesorgt, dass die Schuldenbremse in
diesem Land gilt.

(Beifall bei der SPD – Norbert Barthle [CDU/
CSU]: Bald wird sie!)

Ich sage auch: Selbstverständlich muss das, was bei
uns gilt, auch andernorts in Europa gelten; keinen Zwei-
fel darüber.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Und in 
Nordrhein-Westfalen!)

– Ich weiß gar nicht, was Sie haben. Arbeiten Sie sich an
denen ab, die es angeht, nicht an mir.

(Beifall bei der SPD – Volker Kauder [CDU/
CSU]: Das macht schon der Gabriel! Der ar-
beitet sich schon an Ihnen ab!)

Fiskalpakt, Haushaltsdisziplin, Einsparung, Schulden
vermeiden, Reduzierung der Neuverschuldung – das ist
alles notwendig. Darüber herrscht gar kein Streit. Aber
Ihnen muss klar sein: Das allein ist noch keine Zukunfts-
sicherung. Sie können nicht daran vorbeigehen: Wenn
27 Staaten in Europa gleichzeitig nichts anderes tun, als
fantasielos zu sparen, dann kann daraus kein Wachstum
entstehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das ist keine rote Linie, das ist eine ökonomische Bin-
senweisheit, und die kann man doch nicht beiseiteschie-
ben.

Sie müssen sagen, wie in Europa das Wachstum von
morgen entsteht. Dazu gehören Strukturreformen auf der
Ebene der Nationalstaaten, ganz zweifellos.

(Otto Fricke [FDP]: Zum Beispiel?)

– Wer war das mit dem Zwischenruf? Herr Fricke,
glaube ich.

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP –
Dr. Guido Westerwelle, Bundesminister: Un-
verschämt! Der ruft einfach dazwischen!)

Ich weiß gar nicht, was Sie haben. Herr Fricke, ich sage
zu Herrn Schäuble, dass er recht hat: Viele Staaten haben
ein Problem mit ihrer Wettbewerbsfähigkeit.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!)

Aber jetzt frage ich Sie: Was haben Sie getan?

(Otto Fricke [FDP]: Nein, sagen Sie doch mal 
was!)

Als wir in Deutschland 5 Millionen Arbeitslose hatten,
als unser Land unter der hohen Arbeitslosigkeit ächzte,

(Unruhe bei der CDU/CSU)

als wir hier in Deutschland nationale Strukturreformen
in Gang gesetzt haben, da haben Sie sich zurückgelehnt

(Otto Fricke [FDP]: Wir haben Ihnen doch erst 
die Mehrheiten im Bundesrat verschafft!)

und Zeitungsseiten gefüllt mit Sätzen wie: Alles zu we-
nig, alles zu kleine Schritte, so kann das nichts werden. –
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Heute ruhen Sie sich auf dem aus, was andere geleistet
haben.

(Beifall bei der SPD – Lachen bei der CDU/
CSU und der FDP – Volker Kauder [CDU/
CSU]: Das ist der Witz des Tages!)

– Wo ist eine einzige nationale Strukturreform, die Sie
sich zuschreiben können? Keine einzige!

(Beifall bei der SPD)

Als Sie gemeinsam 1998 aus der Regierung gegangen
sind, Herr Fricke,

(Otto Fricke [FDP]: Jetzt sind wir schon 
bei 98, okay!)

hatten wir ein Rentenrecht, das uns auf einen Beitrags-
satz von 26 Prozent katapultiert hätte. Ohne uns säßen
Sie heute tief im Dreck. Seien Sie also ruhig, was die
Wettbewerbsfähigkeit angeht!

(Beifall bei der SPD – Widerspruch bei der
CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der FDP –
Sigmar Gabriel [SPD]: Die FDP hat ein Pro-
blem mit dem Wettbewerb!)

Meine Damen und Herren, ich glaube im Ernst:

(Norbert Barthle [CDU/CSU]: Genau, jetzt 
machen wir wieder Ernst!)

Wir müssen den Menschen sagen, wo in Zukunft neues
Wachstum entstehen kann. Dazu brauchen wir nationale
Strukturreformen. Ich persönlich glaube: Es wird nicht
gehen ohne Wachstumsimpulse auch von der europäi-
schen Ebene aus. Deshalb sage ich: Wir müssen die vor-
handenen europäischen Strukturfonds voll ausschöpfen.
Beim Reden über Verwendungszweck und Kofinanzie-
rungsregeln darf es keine Tabus geben. Wir müssen die
Ausleihkapazität der Europäischen Investitionsbank er-
höhen. Wir müssen auch ernsthaft über Projektbonds re-
den, und wir brauchen Sofortmaßnahmen zur Bekämp-
fung der Jugendarbeitslosigkeit in Europa. Wenn Sie der
Meinung sind, das alles brauchten wir nicht, dann wer-
den Sie die Menschen verlieren; das garantiere ich Ih-
nen.

(Beifall bei der SPD)

Herr Schäuble, die Schaffung von finanziellen Res-
sourcen ist nicht einfach; das weiß ich. Wir gehören ja zu
denjenigen, die schon ein bisschen länger für die Besteu-
erung der Finanzmärkte eintreten. Aber ich würde, an-
ders als Sie, sagen: Die Zahl der Unterstützer für eine
Besteuerung der Finanzmärkte hat nach meiner Wahr-
nehmung in den letzten zwei Jahren eher zugenommen,
international und auch national. Auf nationaler Ebene
sehe ich mit Freude, dass Sie zu den Unterstützern gehö-
ren. Ich sehe aber auch, dass die FDP nach wie vor ab-
seitssteht, sich bei der Besteuerung der Finanzmärkte
ziert, dafür aber halbgare Vorschläge macht wie zum
Beispiel die Übernahme der britischen Stempelsteuer.
Ich weiß nicht, ob Sie wissen, was Sie da vorschlagen.
Das ist nämlich ein Modell, das vor allen Dingen Klein-
anleger trifft, das aber gerade Derivate und andere ge-
fährliche Finanzmarktprodukte außerhalb der Besteue-

rung lässt. Wer solche Vorschläge macht, der kann nicht
erwarten, dass er in Übereinstimmung mit den Erwartun-
gen der Menschen in diesem Land handelt. Das ist meine
schlichte Analyse.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir werden uns jedenfalls mit der Haltung in der Re-
gierung „Schäuble dafür und Rösler dagegen“ nicht noch
einmal abspeisen lassen. Wir kommen nur weiter, wenn
die Regierung ihre Selbstblockade bei der Besteuerung
der Finanzmärkte aufhebt. Die Finanzmarktbesteuerung
muss aus meiner Sicht kommen. Es ist jetzt an der Zeit,
sie mit konkreten Schritten vorzubereiten.

Herr Schäuble, wenn dies an Großbritannien schei-
tert, dann werden wir auf der EU-27-Ebene nicht han-
deln können. Wenn die Niederlande innerhalb der Euro-
Zone ein Veto einlegen, dann wird es kurzfristig inner-
halb der Euro-Zone nicht gehen. Ich sage nur: Es gibt
andere Wege, um politische Ziele durchzusetzen, näm-
lich den Weg der verstärkten Zusammenarbeit. Das ist
jetzt gefragt, wenn Sie es wirklich ernst meinen. So viel
dazu.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Des Weiteren möchte ich Ihnen sagen: Jenseits der
Fragen von Wachstum und der Reichweite der Regelun-
gen des Fiskalpakts und des ESM gibt es zumindest aus
unserer Sicht einen rechtlichen Klärungsbedarf, der
nicht von Pappe ist. Das zeigt schon die Notwendigkeit
einer Zweidrittelmehrheit. Hier geht es um Entscheidun-
gen, die wir zu treffen haben, die durchaus tief in die
Verfassungsordnung dieses Landes, vielleicht auch in
die Rechte des Parlaments eingreifen.

Daraus ergeben sich zentrale Fragen, auf die hoffent-
lich nicht nur wir eine klare Antwort brauchen: Wie ver-
hält sich die Schuldenbremse im Fiskalpakt zur nationa-
len Schuldenbremse? Gibt es für Bund und Länder eine
Verschärfung der Regelungen? Wer definiert die konkre-
ten Anforderungen für Konsolidierungspfade? Welche
zusätzlichen Verpflichtungen ergeben sich für die
Länder? Gibt es Konsequenzen für die innerstaatliche
Finanzordnung und auch für das Haushaltsrecht? Und
am Ende die Frage: Wer ist in Zukunft für eventuelle
Verstöße verantwortlich? Sie können doch nicht einfach
eine Unterstützung aus den Reihen des Bundestages er-
warten, wenn diese Fragen nicht beantwortet sind. Des-
halb fordere ich Sie auf – das ist mein Appell –, Antwor-
ten zu geben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Machen Sie es sich bitte nicht zu einfach! Ich glaube, da
kann man sich nicht mit drei Sätzen aus den Ministerien
durchwursteln.

Auch Ihre Fraktionen wissen, Herr Schäuble: Bei ei-
ner Reihe von Fragen betreten wir schwieriges verfas-
sungsrechtliches Neuland. Wir wissen, dass das Verfas-
sungsgericht genau hinschaut, dass es die Diskussionen,
die wir hier führen, besonders intensiv verfolgt. Nichts
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wäre doch peinlicher – darüber sind wir uns hoffentlich
einig –, als wenn eine Entscheidung, die wir hier mit
großer Mehrheit, vielleicht mit Zweidrittelmehrheit, fäl-
len, anschließend vom Bundesverfassungsgericht kas-
siert würde. Daran kann niemand ein Interesse haben.
Deshalb erwarten wir begründete Antworten auf diese
Fragen.

(Beifall bei der SPD)

All das macht klar: Was wir hier vor uns haben, ist
keine europapolitische Routineentscheidung. Es geht
nicht nur um viel Geld. Darum geht es auch, aber vor al-
len Dingen geht es um den künftigen Weg in Europa.
Die Frage ist, ob Politik mit den Entscheidungen, die wir
jetzt vor uns haben, wirklich Handlungsfähigkeit in
Europa zurückgewinnt oder ob wir weiter mit ängstli-
chem Blick auf die täglichen Ratings und mit ängstli-
chem Blick auf die Märkte gefesselt bleiben.

Wir werden uns unsere Entscheidung nicht leicht ma-
chen. Ich finde, auch Sie dürfen sie sich nicht leicht ma-
chen. Klarheit und Wahrheit sind jetzt gefordert. Nur
dann kann der Deutsche Bundestag in seiner Gesamtheit
verantwortlich entscheiden. Wie genau, das liegt auch in
Ihrer Hand.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Rainer Brüderle ist der nächste Redner für die FDP-

Fraktion.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Rainer Brüderle (FDP):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Präsi-

dent der Europäischen Zentralbank, Mario Draghi, hat
letzte Woche eine positive, ermutigende Einschätzung
der Lage im Euro-Raum abgegeben. Die Währungs-
union ist aus der unmittelbaren Gefahrenzone heraus.
Die Ansteckungsgefahren haben sich merklich verrin-
gert. Das hat einiges mit der Europapolitik der christlich-
liberalen Koalition zu tun.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU – Wi-
derspruch bei der SPD und der LINKEN –
Thomas Oppermann [SPD]: Was? Das glauben
Sie doch selber nicht!)

Wir haben Stein auf Stein gesetzt, Brandmauern
hochgezogen und so die Voraussetzungen für mehr Wett-
bewerbsfähigkeit geschaffen. Diese Brandmauern schüt-
zen den Euro. Ohne die stabilitätspolitische Haltung der
deutschen Regierung wären viele Dämme gebrochen.
Ich sage nur: Euro-Bonds, diese neue Spielart von Zins-
sozialismus;

(Zurufe von der SPD: Oh!)

Banklizenz für Rettungsschirme; Notenpresse bei den
Rettungsschirmen. Das sind genau die falschen Ansätze.
Herr Draghi sagt auch: Es darf keine Transferunion ge-
ben. Recht hat er.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Europa braucht eine stabilitätsorientierte Politik. Zu
hohe Schulden sind kein Fundament für eine gute wirt-
schaftliche Entwicklung. Ohne stabiles Geld ist ökono-
misch Vernünftiges nicht erreichbar. Stabiles Geld ist die
Geschäftsgrundlage unserer Demokratie. Am Beginn
und Ende der unseligsten Zeit der deutschen Geschichte
standen Geldentwertung, Inflation. Das sollten wir im
Hinterkopf behalten.

(Beifall bei der FDP)

Inflation bedeutet Umverteilung von unten nach oben.
Geldwertstabilität ist stille Sozialpolitik. Diese stabili-
tätsorientierte Politik wird bei uns umgesetzt. Auch in
Europa greift sie. Der Süden Europas macht sich auf den
Weg, ähnlich vorzugehen. Unsere Vorstellungen werden
umgesetzt. Wichtige Reformen werden umgesetzt,
Haushalte konsolidiert, Märkte geöffnet und Beschäfti-
gungshürden abgebaut. Auch Irland berappelt sich. Ich
warte nur noch darauf, dass linke Spruchbeutel wie
Cohn-Bendit sagen, dass neoliberale Talibane am Werk
sind, die das bewerkstelligen.

Wachstum ohne Reformen gibt es nicht. Deshalb neh-
men sich die Vernünftigen in Europa Deutschland als Vor-
bild. Nur Herr Gabriel macht das anders. Er trifft sich mit
François Hollande. Dieser will 75 Prozent Spitzensteuer-
satz, und er will den Fiskalpakt schleifen. Das hat selbst in
der SPD Kopfschütteln ausgelöst. Herr Steinbrück spricht
von einer naiven Vorstellung Hollandes. Herr Gabriel ju-
belt das hoch. Das zeigt: Sie ticken falsch mit Ihrer Poli-
tik.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Volker Kauder [CDU/CSU]:
Wo ist Gabriel abgeblieben?)

Kollege Steinmeier muss sich fast täglich selbst ver-
leugnen. Steinmeier hat die Zeitarbeit flexibilisiert, er
hat den Spitzensteuersatz gesenkt, er hat die Rente mit
67 unterstützt, er hat die Hartz-Reformen entworfen und
umgesetzt. Herr Gabriel kassiert alle diese Themen wie-
der ein, Herr Steinmeier muss permanent eine Kröte von
Gabriel nach der anderen schlucken. Er muss durch all
die Kröten von Gabriel Halsschmerzen haben.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU –
Dr. Frank-Walter Steinmeier [SPD]: Herr
Brüderle, mit Fröschen kennen Sie sich ja
aus!)

Mit der SPD würde Deutschland wieder in eine Re-
zession hineinsteuern. Schuldenumverteilung, Steuer-
erhöhungen, so sieht Ihr Programm aus. Sie schlingern,
wenn es um Sachfragen geht. Zuerst haben Sie die Grie-
chenland-Hilfe abgelehnt, dann sind Sie eingeschwenkt,
dann drohen Sie mit einem Nein zum Fiskalpakt. Jetzt
wollen Sie Kopplungsgeschäfte machen. Der Europäi-
sche Stabilitätspakt eignet sich nicht zum Basar. Staats-
politische Verantwortung ist gefordert und nicht der bil-
lige Jakob.
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(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Zuruf des Abg. Jürgen Trittin
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Herrn Steinmeier will ich nicht absprechen, dass er
sich um staatspolitische Verantwortung bemüht. Aber
Herr Gabriel hintertreibt dies. Die Süddeutsche Zeitung
hat gestern offenbart, dass mit SMS-Anweisungen und
Wortgefechten der Kurs von Herrn Steinmeier hintertrie-
ben wird. Mit Textmitteilungen gegen den Fiskalpakt
werden Sie keine zukunftsorientierte Politik betreiben
können. Dass Sie kräftig Schuldenpolitik betreiben, kann
man ja in Nordrhein-Westfalen sehen. Der Haushalt dort
ist verfassungswidrig. Dort machen Sie Schulden, dass
es kracht.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Darüber stimmen wir noch
ab! Das wird sehr lustig!)

Herr Gabriel will noch die Schulden der Kommunen
vergemeinschaften. Es fehlt nur noch, dass Herr Gabriel
in Dortmund und Essen die Akropolis originalgetreu
nachbauen will.

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP sowie bei
Abgeordneten der CDU/CSU – Renate Künast
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Jetzt noch ei-
nen Schoppen Wein und eine Weinkönigin
zum Küssen! Dann sind wir auf Ihrem Niveau!
Tiefer geht es gar nicht mehr!)

Herr Thierse weiß, wie man das finanziert: Mit einem
Ruhr-Soli will er diese Schulden finanzieren. Es bestä-
tigt sich der alte Satz: Fällt den Sozis etwas ein, muss es
eine neue Steuer sein.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Zuruf von der SPD: Oh! Das
ist ein Kalauer!)

Ähnlich verhält es sich mit der Finanztransaktion-
steuer. Es geht Ihnen doch gar nicht darum, Spekulatio-
nen einzudämmen. Sie wollen nur mehr Geld für neue
Konjunkturprogramme kassieren. „Rasen für die Rente“
kennen wir schon. Jetzt wollen Sie „Spekulieren für
mehr Seifenblasenprogramme in Griechenland“. Das ist
die neue Strategie.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU – Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Sie sind nur zu übertreffen durch
Westerwelle, wenn er sagt: Wir sind das letzte
Bollwerk der Freiheit! Das gibt es doch gar
nicht! Nehmen Sie doch einmal das Land
ernst! Immer dieser Klamauk!)

Wir brauchen gangbare Lösungen und keinen Sozial-
populismus. Es gibt zwei Hauptfaktoren dafür, dass wir
keinen optimalen Währungsraum haben. Erstens ist die
Arbeitskräftemobilität zu schwach ausgeprägt, und
zweitens fehlt eine politische Union. In der Tat gibt es
eine erschreckend hohe Jugendarbeitslosigkeit in Spa-
nien und anderen Ländern, aber da können wir ein Stück
helfen, indem wir die Mobilität erhöhen. In Deutschland
haben wir einen Mangel an Auszubildenden, und wir

brauchen Fachkräfte, um die Voraussetzungen für die
Zukunft zu schaffen. Wenn wir Europa ernst meinen,
müssen wir auf dem Arbeitsmarkt entsprechende Mobi-
lität ermöglichen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Die politische Union ist die größere Herausforderung.
Wir haben damals mit dem Stabilitätspakt Hilfskonstruk-
tionen geschaffen; diesen hat Grün-Rot zerrissen. Herr
Monti hat gestern zu Recht herausgestellt, dass Grün-
Rot und Frankreich dies zerrissen haben. Er sagte wört-
lich:

Wenn der Vater und die Mutter der Euro-Zone die
Regeln verletzen, kann man natürlich nicht erwar-
ten, dass sich Griechenland daran hält.

So Monti. Er weiß, wovon er redet. Er hatte als Kommis-
sar mit dem Monti-Plan ein Konzept vorgelegt, in dem
dargelegt wird, wie man Wachstum generieren kann.
Dies macht man, indem man den Binnenmarkt reguliert,
und nicht, indem man schuldenfinanzierte neue Kon-
junkturprogramme, Strohfeuerprogramme auflegt. Wir
müssen die Wettbewerbsfähigkeit stärken; so stärken wir
aus der Substanz heraus Europa. Das ist der zielführende
Weg. Das muss umgesetzt werden und nicht das, was Sie
und Hollande sich vorstellen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir müssen jetzt einen Stabilitätspakt II schaffen. Da-
rum geht es heute. Der ESM ist dabei ein zentrales Ele-
ment. Er wird aber erst in Jahren seine volle Schlagkraft
entfalten. Die Mittel werden in Raten eingezahlt. Es ist
ein eigenkapitalunterlegtes Konzept. Diese Verzögerung
der vollen Wirkung können wir nur verhindern, indem
wir bereits belegte Mittel der EFSF bestehen lassen. Wir
erleichtern damit den Übergang zwischen den beiden
Rettungsschirmen. Die EFSF wird sich sozusagen über
die Zeit auswachsen und dann voll in die Wirkungs-
mechanismen des ESM hineinstrahlen. Das ist ein star-
kes Signal an die Märkte und an den IWF, dass er sich
auch weiter hälftig an dem Konzept beteiligt.

(Joachim Poß [SPD]: Hälftig?)

– Ja, er übernimmt die Hälfte. Sie wollen das wohl nicht
verstehen, Herr Poß. Das macht aber nichts. Es ist trotz-
dem richtig.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Weil Sie so nuscheln! Das versteht man
schon akustisch nicht!)

Ich zitiere:

Um die bürgerliche Gesellschaft zu zerstören, muss
man ihr Geldwesen verwüsten.

Das, Herr Gysi, hat der Genosse Lenin erklärt.

(Lachen bei Abgeordneten der LINKEN)

Insofern ist wichtig, dass die bürgerliche Koalition aus
CDU/CSU und FDP nicht zulässt, dass unser Geld in-
stabil wird. Wir stehen für Stabilität, soziale Markt-
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wirtschaft und ein starkes Europa. Schulden, Arbeits-
losigkeit und Inflation sind rot-grün und dunkelrot.
Wachstum, Stabilität und Beschäftigung sind schwarz
und gelb. Deshalb ist unser Kurs richtig.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Das Wort erhält nun der Kollege Dr. Gregor Gysi für

die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr

Brüderle, ich staune, dass Sie Lenin intensiver gelesen
haben als ich.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der LINKEN –
Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Oh! Jetzt aber mal nicht kokettieren!)

Der EU-Gipfel am 30. Januar 2012 hat den Fiskalver-
trag für 17 Euro-Staaten und acht weitere Staaten mit
Ausnahme Großbritanniens und Tschechiens beschlos-
sen. Der Vertrag soll bis zum 1. Januar 2013 ratifiziert
werden. Aber er ist kein gewöhnlicher Vertrag der Euro-
päischen Union, sondern er befindet sich außerhalb des
EU-Rechts. Es geht um verbindliche Regelungen für die
Staaten zum Schuldenabbau, um die sogenannte Schul-
denbremse in den Staaten, um Sanktionen gegen Staaten,
die gegen Regelungen verstoßen. Mithin geht es um
deutliche Einschränkungen der Budgethoheit der Staaten
und ihrer frei gewählten Parlamente. Dieser Vertrag wird
die Situation in den EU-Staaten grundlegend verändern,
auch und in besonderer Weise in Deutschland.

Zunächst zur Frage des Grundgesetzes. Im Vertrag ist
keine Kündigungsmöglichkeit vorgesehen. Dann ist eine
Kündigung nur nach Völkervertragsrecht, das heißt nach
der Wiener Vertragsrechtskonvention zulässig. Die dort
geregelten Voraussetzungen wie die Unmöglichkeit der
von Deutschland geforderten Leistung oder die grundle-
gende Änderung sämtlicher Umstände werden mit an Si-
cherheit grenzender Wahrscheinlichkeit niemals eintre-
ten. Damit bliebe nur die Möglichkeit, dass sich alle
Unterzeichnerstaaten auf eine Aufhebung verständigten –
eine Variante, über die wir ebenso wenig nachzudenken
brauchen.

Die Unkündbarkeit des Vertrages bedeutet, dass die
Artikel, die bei uns die sogenannte Schuldenbremse re-
geln, die uns an EU-Recht und Sanktionen binden – die
Art. 109, 115 und 143 d des Grundgesetzes –, niemals
mehr verändert werden dürfen; ansonsten würde der Fis-
kalpakt verletzt werden. Das Grundgesetz regelt aber in
Art. 79 Abs. 1 und 2 die Zulässigkeit und die Bedingun-
gen für die Änderung des Grundgesetzes. Eine Aus-
nahme bildet das Verbot von bestimmten Änderungen
des Grundgesetzes nach Art. 79 Abs. 3; dazu später.

Die Art. 109, 115 und 143 d des Grundgesetzes zur
Schuldenbremse und zu den anderen genannten Fragen
fallen nicht unter die Voraussetzungen des Art. 79 Abs. 3
Grundgesetz. Ihre Änderung ist also nach Art. 79 Abs. 1

und 2 des Grundgesetzes zulässig. Wenn das Grundge-
setz aber die Zulässigkeit der Änderung dieser Artikel
ausdrücklich zulässt und ein zu ratifizierender Vertrag
diese Möglichkeit dann tatsächlich ausschließt, ist der
Vertrag grundgesetzwidrig.

(Beifall bei der LINKEN)

Es gibt einen weiteren, vielleicht noch wichtigeren
Punkt. Jeder Staat darf nach dem Vertrag nur Schulden
in Höhe von 60 Prozent seiner Wirtschaftsleistung ha-
ben. Wir aber haben Schulden von 83 Prozent unserer
Wirtschaftsleistung, nämlich über 2 000 Milliarden Euro.
Wir werden durch den Vertrag verpflichtet, den über-
schießenden Betrag von etwa 500 Milliarden Euro jähr-
lich um 5 Prozent abzubauen. Das heißt, der Bundestag
wird völkerrechtlich gezwungen, 20 Jahre lang jeweils
25 Milliarden Euro an Schulden abzubauen. Trotzdem
dürfen wir noch eine Neuverschuldung von zunächst
0,5 Prozent und dann nur noch von 0,35 Prozent des
Bruttoinlandsproduktes beschließen. Es handelte sich
um 12 bzw. knapp 9 Milliarden Euro.

Die Regelung einer Neuverschuldung von 1 Prozent
des Bruttoinlandsproduktes gilt nur für gering verschul-
dete Staaten, also nicht für Deutschland.

Kommt es zu der berechneten Neuverschuldung, dann
ist ja auch dieser Betrag eine überschüssige Schuld und
erhöht die abzubauenden 5 Prozent, sodass es dann um
mehr als um 25 Milliarden Euro Schuldenabbau pro Jahr
geht. Das alles greift tief in die Budgethoheit des Bun-
destages ein.

Zusätzlich hat dann ja noch die EU-Kommission zu
prüfen, ob die Kriterien des Vertrages eingehalten wur-
den und kann Korrekturen und, wie auch Herr Schäuble
gesagt hat, verbindlich geregelte Strafen festlegen. Der
Europäische Rat, der aus den Regierungschefs besteht,
kann nur mit qualifizierter Mehrheit solche Festlegungen
wieder aufheben. Für Griechenland wird es diese qualifi-
zierte Mehrheit nie geben, für Deutschland vielleicht
gerade noch.

Hier wird nicht nur europäisch in die Haushaltshoheit
der Staaten eingegriffen, sondern die Regierungschefs
werden auch noch über die Parlamente gestellt, was
unser Grundgesetz ebenfalls ausschließt.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Kernfrage im Verhältnis zum Grundgesetz ist
folgende: Art. 79 Abs. 3 Grundgesetz regelt, dass
bestimmte Teile des Grundgesetzes nie verändert werden
dürfen. Dazu gehören die Grundsätze des Art. 20 Grund-
gesetz. Aus ihnen ergibt sich, dass die Staatsgewalt von
unserem Volk ausgeht und dass nur die im Grundgesetz
geregelten Organe für Gesetzgebung zuständig sind. Es
ist eine bestimmte demokratische Ordnung festgelegt.
Das schließt nach allen Kommentaren die Budgethoheit
des Bundestages ein. Im Lissabon-Urteil vom 30. Juni
2009 bestimmte das Bundesverfassungsgericht diese
Verfassungsidentität wörtlich wie folgt:

Zu wesentlichen Bereichen demokratischer Gestal-
tung gehören … Einnahmen und Ausgaben ein-
schließlich der Kreditaufnahme …

des Bundes.



20220 Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 172. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 29. März 2012

Dr. Gregor Gysi

(A) (C)

(D)(B)

Herr Präsident, Frau Bundeskanzlerin, meine Damen
und Herren von Union, SPD, FDP und Grünen, mit die-
sem Vertrag beginnen Sie die Gründung einer europäi-
schen Föderation, der Vereinigten Staaten von Europa,
und zwar über eine Fiskalunion. Das aber lässt das
Grundgesetz so nicht zu, wie man im Lissabon-Urteil
des Bundesverfassungsgerichts nachlesen kann.

(Beifall bei der LINKEN)

Dafür gäbe es nur einen Weg, nämlich den, endlich
Art. 146 Grundgesetz zu erfüllen, also das Grundgesetz
durch eine durch Volksentscheid angenommene Verfas-
sung zu ersetzen. Dann müssten wir einen neuen Verfas-
sungsentwurf erarbeiten, in den natürlich wichtige
Bestandteile des Grundgesetzes übernommen werden
müssten, und ihn dem Volk zur Entscheidung vorlegen.

Undemokratisch haben Sie, Herr Schäuble, zu einem
Gespräch über den Fiskalvertrag nur Union, SPD, FDP
und Grüne eingeladen. Die waren mit unserer Ausgren-
zung wie immer einverstanden. Vielleicht lohnte es sich
auch für Sie, über diese Verfassungsfragen ernsthaft
nachzudenken.

(Beifall bei der LINKEN)

Höchstwahrscheinlich werden Sie meine diesbezüg-
lichen Ausführungen ignorieren, aber es könnte sein,
dass wir das eines Tages, dann aber alle zusammen, sehr
teuer bezahlen müssen.

Über föderative europäische Strukturen darf man
selbstverständlich nachdenken, aber dann muss es sich
um ein soziales, ein freiheitliches, ein demokratisches
und ein ökologisches Europa der Bevölkerungen han-
deln.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie aber zerstören in Europa den Sozialstaat. Sie zerstö-
ren wichtige demokratische Grundsätze, einschließlich
der Rechte des Europaparlaments. Sie bauen ein Europa
für die Banken und Hedgefonds und nicht für die Bevöl-
kerungen.

(Beifall bei der LINKEN)

Alle anderen Fraktionen sprechen absichtsvoll und
falsch von einer Staatsschuldenkrise. Hier findet aber
eine Verwechslung der Ursachen mit den Folgen statt.
Die Ursache ist ganz eindeutig die Bankenkrise. Hier in
Deutschland mussten wir einen Rettungsschirm von
480 Milliarden Euro aufstellen.

Der EU-Wettbewerbskommissar Almunia – falls Sie
mir nicht glauben – stellte jetzt fest: Allein von 2008 bis
2010 haben die EU-Staaten mehr als 1 600 Milliarden
Euro bzw. 13 Prozent ihrer gesamten Wirtschaftsleis-
tung, also der Wirtschaftsleistung der 27 EU-Staaten, für
die Rettung von Banken ausgegeben. Aber Sie sprechen
von einer Staatsschuldenkrise, damit die Leute glauben,
sie hätten zu viel verbraucht oder, wie Frau Merkel sagt,
über ihre Verhältnisse gelebt. Sie wollen die Banken,
Hedgefonds und Spekulanten aus dem öffentlichen Blick
verdrängen. Das können wir nicht zulassen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn man an diese Summen denkt, die für Banken
zur Verfügung gestellt bzw. einfach so verschenkt wur-
den, und jetzt dieses Affentheater wegen einer Bürg-
schaft von 70 Millionen Euro für 11 000 und mehr
Beschäftigte des Schlecker-Unternehmens erlebt, damit
diese in eine Auffanggesellschaft überführt werden kön-
nen, dann ist das wirklich unerträglich und nicht hin-
nehmbar.

(Beifall bei der LINKEN)

Was entscheiden Sie weiter? Sie wollen jetzt die euro-
päischen Rettungsschirme zusammenlegen, was Sie frü-
her immer abgelehnt haben. Dann handelt es sich um
einen Betrag von 700 Milliarden Euro. Die deutschen
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler haften dann für bis
zu 400 Milliarden Euro.

Jetzt kommt aber die OECD und sagt: 700 Milliarden
Euro reichen nicht aus. Der Betrag muss aufgestockt
werden auf 1 Billion Euro. – Dann hafteten wir übrigens
schon für fast 600 Milliarden Euro; das möchte ich nur
nebenbei einmal sagen. Dann tun Sie so, als ob der Haf-
tungsfall nicht eintritt. Aber ich sage Ihnen: Dieser
kommt schneller und unerwarteter, als Sie das jetzt glau-
ben. Die ganze Entwicklung spricht dafür.

Dann frage ich Sie: Wie wollen Sie das eigentlich
bezahlen? Wovon eigentlich? Wollen Sie einen ganzen
Bundeshaushalt ausfallen lassen? Wollen Sie alle Ein-
richtungen schließen? Merken Sie eigentlich noch, wel-
che irrealen Absurditäten Sie festlegen und unterschrei-
ben? Es ist doch überhaupt nicht verantwortbar, was auf
dieser Schiene passiert.

(Beifall bei der LINKEN)

Wissen Sie, was mich am meisten stört? Dass die
Banken und Hedgefonds aufgrund Ihrer Politik nicht das
geringste Risiko eingehen. Wenn die Deutsche Bank und
andere riesige Profite machen, verteilen sie die an ihre
Großaktionäre und in Form von Boni an ihre leitenden
Angestellten. Aber wenn sie Verluste machen? Na und!
Das bezahlen alles die deutschen Steuerzahlerinnen und
Steuerzahler. Die Banken haben nichts damit zu tun. Sie
haften noch nicht einmal für ihre schlechte Politik. Ich
finde das nicht hinnehmbar.

(Beifall bei der LINKEN)

Erklären Sie das einmal den Bürgerinnen und Bür-
gern, den Handwerkerinnen und Handwerkern sowie
sämtlichen Wirtschaftsunternehmen, die für alle Verluste
haften müssen, nur die Banken und die Hedgefonds
nicht. Dafür haben wir immer die deutschen Steuerzah-
lerinnen und Steuerzahler, die alles übernehmen.

Nein, das ist nicht länger hinnehmbar. Wirklich wahr,
Sie haben sich erpressbar gemacht durch die Banken.
Deshalb sage ich: Sie müssen verkleinert werden. Wir
müssen uns endlich auch eine Insolvenz einer Bank leis-
ten können. Das Sparguthaben der Bürgerinnen und Bür-
ger können wir trotzdem retten. Aber wir müssen die
Banken nicht mehr retten.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Lehman 
Brothers lässt grüßen!)
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Dann müssen wir die Banken öffentlich-rechtlich gestal-
ten, und dann hätten wir die Sache im Griff, Herr
Kauder, aber nicht mit Ihrer Politik.

(Beifall bei der LINKEN – Volker Kauder 
[CDU/CSU]: Landesbanken!)

Erklären Sie mir doch einmal, warum die Europäische
Zentralbank – übrigens auch wieder durch Steuergelder
finanziert – den großen privaten Banken 1 Billion Euro
für drei Jahre zu 1 Prozent Zinsen zur Verfügung gestellt
hat. Dann hätten Sie das Geld den Banken auch gleich
schenken können. Es ist doch geradezu absurd, was dort
getrieben wird. Wenn die jetzt Kredite an Italien, Spa-
nien, Portugal oder Griechenland vergeben, verlangen
sie mindestens 4 Prozent Zinsen, meistens mehr. Durch
eine Überweisung machen die einen Riesengewinn.

Wieso eigentlich? Warum können wir nicht in solchen
Situationen sagen: „Dann machen wir das doch lieber
direkt mit einer öffentlich-rechtlichen Bank und geben
Staaten in Notsituationen zinsgünstig Kredite“? So
würde man nicht noch für einen Verdienst von Banken
und Hedgefonds sorgen, wie Sie das organisieren.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf von der
CDU/CSU: Das ist Inflationspolitik, was Sie
hier machen!)

Wir müssen die Finanzmärkte endlich regulieren. Wir
brauchen weder Leihverkäufe noch Hedgefonds; das
alles brauchen wir nicht. Banken müssen reine Dienst-
leister für die Wirtschaft sowie die Bürgerinnen und Bür-
ger werden. Davon sind sie heute meilenweit entfernt.

(Beifall bei der LINKEN)

Da Sie immer von der Schuldenbremse reden, schlage
ich Ihnen eine Millionärsteuer als Schuldenbremse vor.
Was haben Sie eigentlich dagegen? Weshalb müssen die
Handwerker, die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
die Rentnerinnen und Rentner und selbst die Hartz-IV-
Empfänger das Ganze bezahlen, aber die Vermögenden
bleiben mit ihrem Vermögen vollständig verschont? Sie
müssen davon nicht einen Euro abgeben.

Zwei Beispiele. 2 000 griechischen Familien gehören
80 Prozent des gesamten Vermögens Griechenlands.
Davon müssen sie nicht einen einzigen Euro für die
ganze Krise zahlen. Das erklären Sie einmal den Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern sowie den Rentnerin-
nen und Rentnern in Griechenland.

(Beifall bei der LINKEN)

Schauen wir nach Deutschland. Die reichsten 10 Pro-
zent der Bevölkerung besitzen ein Vermögen von 3 Bil-
lionen Euro. Die gesamten Staatsschulden von Bund,
Ländern und Kommunen liegen bei 2 Billionen Euro.
Dann sagen Sie aber diesen 10 Prozent: Um Gottes Wil-
len, von euch wollen wir keinen halben Cent! Wir strei-
chen lieber das Elterngeld für Hartz-IV-Empfänger,
bevor wir von euch auch nur einen Euro nehmen.

Herr Steinmeier, Sie haben sich hier hingestellt und
gesagt, die FDP stecke heute deshalb nicht im Dreck,
weil Sie mit der Agenda 2010 eine unsoziale Politik

gemacht haben. Seien Sie doch als SPD nicht auch noch
stolz darauf! Sie haben damit übrigens auch noch die
Binnenwirtschaft geschwächt.

(Beifall bei der LINKEN)

Abgesehen davon ist Ihre Aussage falsch; denn die FDP
steckt ja nun besonders im Dreck.

Kommen wir zu Griechenland. Griechenland ist der
Vorreiter für eine verheerende, sozial zerstörerische
europäische Politik. Kein Rettungsschirm hat bisher
einer Griechin oder einem Griechen etwas genutzt, nur
den Banken und Hedgefonds. Dazu nur ganz wenige
Zahlen: Seit drei Jahren gibt es bei den Investitionen
einen Rückgang von 50 Prozent. Die Arbeitslosigkeit
liegt jetzt bei 21 Prozent. Die Jugendarbeitslosigkeit in
Griechenland liegt jetzt bei 50 Prozent. Es gibt weniger
Steuereinnahmen. Es gibt ein Minuswachstum. Es ist ein
Schuldenanstieg von 50 Milliarden Euro zu verzeichnen.
Die Schulden Griechenlands machen nicht mehr 130,
sondern jetzt 170 Prozent der Wirtschaftsleistung aus.

Was soll das? Wo bleibt denn endlich ein Marshall-
plan zum Aufbau des Landes? Die Gelder aus dem Ret-
tungsfonds gibt es jetzt nur, wenn der Mindestlohn von
751 auf 586 Euro pro Monat reduziert wird, wenn die
Löhne um 22 Prozent gesenkt werden, wenn in diesem
Jahr 15 000 Leute aus dem öffentlichen Dienst und bis
2014 150 000 Leute entlassen werden. In den nächsten
drei Jahren werden die Renten um 14 Milliarden Euro
gekürzt. – Nein, das, was dort passiert, ist nicht mehr
nachvollziehbar. Wollen Sie, dass das Land verelendet?
Woher sollen denn Steuereinnahmen kommen, mit
denen die Kredite zurückgezahlt werden? Das ganze
Geld ist doch in den Sand gesetzt.

Ich glaube, dass Sie Griechenland zahlungsunfähig
machen und aus dem Euro drängen wollen; Bundes-
minister Friedrich hat das schon gesagt. Ich kann Ihnen
nur sagen: Wenn die amerikanischen Ratingagenturen,
die den Euro nicht mögen, weil Saudi-Arabien und
China anfangen wollten, in den Euro und nicht mehr in
den Dollar zu investieren, feststellen, dass es Ihnen
gelungen ist, Griechenland aus dem Euro zu drängen,
dann greifen sie sich Portugal. Dann ist der Euro zer-
stört. Die deutsche Wirtschaft verkauft am meisten in die
Euro-Länder. Stellen Sie sich einmal vor, was geschehen
würde, wenn die europäischen Länder wieder nationale
Währungen hätten und diese abwerten würden, sodass
wir immer weniger verkaufen könnten: Dann bricht doch
unsere Wirtschaft zusammen. Was richten Sie hier
eigentlich an? Das ist wirklich nicht nachvollziehbar.

(Beifall bei der LINKEN)

Darf ich nur daran erinnern, dass Griechenland der
Erfinder der Demokratie ist, dass wir Griechenland die
größten Philosophen der Antike verdanken, von denen
wir alle noch heute zehren?

Präsident Dr. Norbert Lammert:

Herr Kollege, Sie wissen, dass Sie diese nicht einzeln
mit ihren wichtigsten Werken vorstellen können.
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Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE):
Das verstehe ich. Ich höre auf. Ich fange nicht noch

an, die Philosophen zu zitieren. Das würde die meisten
hier überfordern. Das lasse ich weg.

(Zurufe von der CDU/CSU, der FDP und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Oh! – Volker
Kauder [CDU/CSU]: Arroganter Kerl!)

– Ich danke für Ihre Bestätigung.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der LINKEN –
Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die Zeit ist um!)

Ich sage Ihnen: Hören Sie auf, uns auszugrenzen. Es
lohnt sich, über all das, was ich gesagt habe, zu diskutie-
ren und nachzudenken. Wenn Sie schon früher auf
unsere Argumente gehört hätten, wären wir jetzt nicht in
einer so verdammt schwierigen, fast schon elenden
Situation.

Danke.

(Anhaltender Beifall bei der LINKEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Das Wort erhält nun der Kollege Jürgen Trittin für die

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lieber

Gregor Gysi, vielleicht würden Ihnen mehr zuhören,
wenn Sie diejenigen, von denen Sie Aufmerksamkeit er-
warten, nicht einfach pauschal für blöd erklärten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der
SPD und der FDP – Dr. Gesine Lötzsch [DIE
LINKE]: Und das von Ihnen!)

Ich will mit einem Zitat anfangen:

„Der ESM bleibt bei 500 Milliarden Euro, also
keine dauerhafte und unkalkulierbare Erhöhung der
Fonds“, sagte Merkel am Freitag nach dem Spitzen-
gespräch mit der deutschen Wirtschaft in München.

Sie fügte hinzu:

„Ich finde das auch ausgesprochen wichtig.“

Das ist eine dpa-Meldung vom 16. März 2012.

Am 14. Dezember 2011 haben Sie hier im Hause eine
Regierungserklärung abgegeben. Da haben Sie erklärt
– ich zitiere –:

Die konsolidierte Obergrenze von EFSF plus ESM
wird bei 500 Milliarden Euro liegen.

Meine Damen und Herren, wir wissen: Das war nicht
die Wahrheit; die Schutzmauer wird größer werden. Ich
könnte nun sagen: Sie agieren erneut nach dem Motto
„Was schert mich mein Geschwätz von gestern?“.

(Axel Schäfer [Bochum] [SPD]: Konrad 
Adenauer!)

Ich könnte mich lustig darüber machen, dass Alexander
Dobrindt erklärt hat, über solche Aufstockungen würde
er nicht einmal reden. Aber die schlimme Nachricht für
Sie, Frau Bundeskanzlerin, ist: Ich habe Ihnen das schon
damals nicht geglaubt. Ich halte Sie für intelligent, und
ich halte Sie für zu intelligent, Ihre eigene Propaganda
zu glauben. War es eigentlich wirklich klug, den Bürge-
rinnen und Bürgern diese Wahrheit vorzuenthalten? Ist
es klug, nach wie vor die Folgen dieser Wahrheit den
Bürgerinnen und Bürgern gegenüber zu leugnen?

Selbstverständlich ist: Wenn Sie die „Brandmauer“,
wie Herr Brüderle es genannt hat, erhöhen, wenn Sie
dieses Aufblähen fortsetzen, wächst das Haftungsvolu-
men, das wir, die Bundesrepublik Deutschland, einzuge-
hen haben; es wächst auf rund 400 Milliarden Euro. Es
schaffen wohl nur ein Herr Seehofer oder ein Herr
Kauder, uns weiszumachen, dass 400 genauso viel wie
211 seien.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Aber Sie glauben ja auch, dass es in Europa noch
keine Vergemeinschaftung von Schulden gibt, ungeach-
tet von 213 Milliarden Euro maroder Staatsanleihen, die
mittlerweile bei der Europäischen Zentralbank liegen.
Wissen Sie, was Ihren Umgang mit Zahlen und der
Wahrheit angeht, kann ich nur sagen: Sie leiden an poli-
tischer Dyskalkulie, an einer chronischen Rechenschwä-
che.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Dabei ist das gar nicht nötig gewesen. Es ist doch gut,
dass die Wahrheit jetzt auf dem Tisch liegt. Ja, es ist bit-
ter, dass wir einen Rettungsschirm aufspannen müssen;
aber es ist richtig. Wenn die Hose nicht nass werden soll,
dann muss der Schirm auch groß genug sein. Das, was
Sie gemacht haben, ist aber etwas anderes. Sie wollen
heute mit der ersten Lesung sowohl des Gesetzentwurfs
zum ESM wie zum Fiskalpakt ein Junktim aufbauen.
Wir sagen Ihnen: Wir werden diesen Europäischen Sta-
bilitätsmechanismus brauchen, weil wir quasi einen eu-
ropäischen Währungsfonds brauchen, damit die Speku-
lation gegen unsere gemeinsame Währung abgewehrt
wird. Sie sollten dazu stehen. Aber Sie können nicht
dazu stehen, weil sowohl die CSU wie die FDP nicht zu
Europa stehen. Das ist der Grund, warum dieses perma-
nente Geeiere mit den neuen Zahlen und Ähnlichem an
dieser Stelle passiert.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Sie haben versucht, selbst den ESM als geheime Kom-
mandosache am Bundestag vorbei zu organisieren. Das
wird Ihnen das Bundesverfassungsgericht weghauen.

Nun machen Sie etwas anderes. Nun bauen Sie, weil
Sie mit der Solidarität in Europa Spielchen spielen, ein
neues Junktim auf. Ich sage Ihnen: Es ist ein dummes
Junktim.

(Beifall des Abg. Dr. Ernst Dieter Rossmann 
[SPD])
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Wir bekommen mit dem Fiskalpakt, dessen Vorgabe
der Schuldenbremse übrigens nicht einmal mehrheitlich
in den Verfassungen der anderen Staaten verankert wer-
den wird, ein symbolisches Versprechen, dass man die
Neuaufnahme von Schulden begrenzen will. Aber das,
was Sie uns als „Stabilitätspakt mit Zähnen“ verkündet
haben, ist und bleibt mehr oder weniger symbolisch; es
erinnert eher an ein Kukident-Gebiss.

Aber was für einen Sinn macht es eigentlich, heute zu
sagen: „Wir können den ESM und den Fiskalpakt nur
zusammen ratifizieren“? Wenn es richtig ist, dass
Deutschland bei einem Scheitern des Euro der Hauptver-
lierer wäre, dann führt an dem ESM kein Weg vorbei. Es
ist völlig gleichgültig, ob und wann wir an dieser Stelle
den Fiskalpakt ratifizieren. Wir müssen heute den Euro-
päischen Stabilitätsmechanismus auf den Weg bringen.
Wenn es gutgeht, dann gelingt es uns auch, eine Verabre-
dung über eine Schuldenbegrenzung zu erreichen.

Damit Sie mich nicht missverstehen: Eine verantwor-
tungsvolle gemeinsame Haushaltspolitik bzw. eine ge-
meinsame Wirtschafts- und Finanzpolitik in Europa ist
mehr als überfällig. Aber Sie benutzen diese Verabre-
dung als weiße Salbe, als Placebo, als Vademecum für
diejenigen in Ihren eigenen Reihen, die Schwierigkeiten
haben, zu den Notwendigkeiten des Europäischen Stabi-
litätsmechanismus zu stehen.

Was wir heute tun müssen, ist, aus dieser Verabredung
zur Begrenzung von neuen Schulden eine auch ökono-
misch und politisch runde Sache zu machen. Wir müssen
auch und gerade die Defizite des Fiskalpaktes korrigie-
ren.

Die erste Frage dabei ist: Macht ein Fiskalpakt ohne
Frankreich eigentlich Sinn? Frankreich hat erklärt, dass
dieser Fiskalpakt, egal wer regiert, erst im Herbst ratifi-
ziert wird; zu welchen Bedingungen, ist vor den Wahlen
völlig unklar. Wollen wir als Deutscher Bundestag dafür
einfach einen Blankoscheck ausstellen? Ich halte das
nicht für klug.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD – Peter
Altmaier [CDU/CSU]: Wir wollen ein Signal
geben!)

Wir sollten neben der Verabredung zu Stabilität einen
Anstoß für Wachstum und Investitionen geben. Denn nur
mit Sparen kommt Europa nicht aus der Krise. 50 Pro-
zent Jugendarbeitslosigkeit: Das ist keine europäische
Stabilität, meine Damen und Herren. Europäische Stabi-
lität beruht auch und gerade auf Gerechtigkeit und Nach-
haltigkeit. Dauerhafte Massenarbeitslosigkeit wird die-
ses Europa zerstören.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Nein, wir brauchen die Besteuerung von Finanztrans-
aktionen. Eine Stempelsteuer, die Aktien besteuert, Deri-
vate aber nicht, ist ein schlechter Witz, lieber Herr
Brüderle.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Das hat er ja gar 
nicht gesagt!)

Wir brauchen mehr Investitionen in Europa. Deswegen
müssen die Eigenmittel der Europäischen Investitions-
bank aufgestockt werden. Wir brauchen eine Investitions-
offensive für nachhaltige Infrastruktur und zukunftsfä-
hige Jobs.

Wir müssen auch endlich anfangen, nicht nur neue
Schulden zu begrenzen, sondern alte Schulden abzu-
bauen. Was ist mit dem Vorschlag Ihres eigenen Sach-
verständigenrates zu einem Schuldentilgungspakt?

Mit diesen Maßnahmen wird aus dem Fiskalpakt et-
was Vernünftiges und Rundes. Europa muss raus aus der
Schuldenfalle. Wir müssen neue Schulden begrenzen.
Wir müssen alte Schulden abbauen. Wir müssen Speku-
lationen begrenzen, und wir müssen in nachhaltiges
Wachstum investieren.

Das müssen wir jetzt auf den Weg bringen. Dafür ha-
ben wir bis zum Jahresende Zeit, aber vorher müssen wir
den ESM ratifizieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Das Wort erhält nun der Kollege Volker Kauder für

die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Volker Kauder (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen!

Ja, wir erleben heute einen ganz besonderen Tag im
deutschen Parlament: Wir sollten uns bewusst sein, dass
heute zwei Gesetzespakete in die parlamentarische Bera-
tung eingebracht werden, die für die Stabilität des Euro,
für die Stabilität Europas und für die Zukunft Europas
von entscheidender Bedeutung sind.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Es handelt sich nicht um eine rein nationale, politisch
umstrittene Frage, sondern es geht hier – ich akzeptiere
sehr wohl, dass dies auch von der Opposition so gesehen
wird – um mehr als um eine innenpolitische Diskussion.
Auch deswegen ist es völlig klar, dass die Verantwor-
tung, die jede Fraktion für diese Aufgabe hat, nicht ir-
gendwelchem politischen Kalkül untergeordnet werden
kann. Deshalb, sehr geehrter Herr Kollege Steinmeier,
hätten Sie allen Grund, hier nicht nur zu erklären, wo aus
Ihrer Sicht angeblich Probleme bestehen. Ich hätte schon
erwartet, dass Sie nicht nur Hinweise darauf geben, dass
es innerhalb der Regierung an dem einen oder anderen
Punkt unterschiedliche Auffassungen gibt. Diese gibt es
eigentlich nicht; darauf werde ich gleich noch zu spre-
chen kommen.

(Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

– Ich glaube, gerade Sie haben keinen Grund, zu lachen.
Der Kollege Gabriel ist schon gar nicht mehr da. Sie ha-
ben ein riesengroßes Problem, zwischen staatspolitischer
Verantwortung und SPD-parteipolitischem Kalkül zu
entscheiden. Das ist Ihr Thema.
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(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – Wi-
derspruch bei der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Insofern kann ich nur hoffen, dass sich die Vernunft und
das Verantwortungsbewusstsein, das ich in der Rede von
Frank-Walter Steinmeier gespürt habe, durchsetzen kön-
nen und nicht das, was der Parteitaktiker Gabriel macht.

(Zurufe von der SPD: Oh! – Michael Roth
[Heringen] [SPD]: Der hat doch gar nicht ge-
redet!)

– Da brauchen Sie gar nicht so zu stöhnen. Ich kann
nichts dafür, dass heute auf Seite 1 der Frankfurter All-
gemeinen Zeitung steht, dass Sie sich offen darüber strei-
ten. Es ist kein gutes Signal, wenn man einen solchen
Streit öffentlich austrägt, obwohl man Verantwortung für
die Stabilität in Europa trägt. Das muss man auch einmal
klar und deutlich sagen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Deswegen kann ich nur hoffen – das hat auch der Kol-
lege Trittin gesagt –, dass gesehen wird, dass es hier um
eine gemeinsame Position für unser Europa geht.

Ein weiteres Thema. Wir haben uns in dieser Woche
darüber unterhalten, wie wir diese beiden Gesetzespakete
miteinander diskutieren und beraten. Die Vorstellung der
Koalition war, dass wir Ende Mai mit den Beratungen
zum Abschluss kommen können. In der Opposition be-
stand der Wunsch, dass vielleicht noch etwas mehr Zeit
zur Verfügung gestellt wird, dass die Entscheidungen bis
Mitte Juni getroffen werden. Kaum hatten wir das ge-
meinsame Beratungszimmer verlassen, habe ich gelesen,
dass gefordert wird, die Entscheidungen vielleicht doch
erst Ende des Jahres zu treffen. Dazu will ich sagen: Wenn
wir als Koalition auf die Opposition zugehen und gemein-
sam etwas verabreden, dann sollte das länger halten als
bis zu dem Zeitpunkt, an dem der Fuß das Beratungszim-
mer verlässt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir müssen uns schon an das gemeinsam Vereinbarte
halten.

Herr Kollege Trittin, eine widersprüchliche Aussage
kann nicht zum Programm gemacht werden. Sie haben
gesagt, man könne die beiden Pakete auch voneinander
trennen, und gefragt: „Warum muss der Fiskalpakt zu-
sammen mit dem ESM beraten werden?“

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Gute Frage!)

Kaum hatten Sie diesen Satz ausgesprochen, redeten Sie
davon, dass Deutschland seine Führungsrolle ernst neh-
men soll. Deswegen muss von dieser Entscheidung in
Deutschland ein Signal ausgehen. Wir stehen zu den
Dingen, und die anderen werden uns folgen. Unsicher-
heit darf allerdings nicht instrumentalisiert werden. Da-
her müssen die beiden Pakete zusammen behandelt wer-
den, und dafür werbe ich.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir waren uns in dem Gespräch auch darin einig,
dass wir die Finanzmärkte beteiligen wollen. Wolfgang

Schäuble hat ausführlich erklärt, was alles von ihm und
von der Bundeskanzlerin bereits gemacht worden ist, um
eine Finanztransaktionsteuer voranzubringen. Jetzt muss
ich auch Ihnen einen Satz sagen, den ich meiner Fraktion
immer wieder sage – sie kann es zum Teil gar nicht mehr
hören, aber es ist wahr –: Politik beginnt mit dem Be-
trachten der Wirklichkeit. Die Wirklichkeit ist, dass wir
auf europäischer Ebene die Transaktionsteuer nicht hin-
bekommen und dass wir auch in der Euro-Zone erhebli-
che Probleme haben, die Einstimmigkeit herbeizuführen.

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Ein Teil des Problems sitzt da drü-
ben!)

Da kann man sich doch nicht an dieses Rednerpult stel-
len und so tun, als ob es das nicht gäbe. Eine solche
Form der Realitätsverweigerung ist in der Politik nicht
hilfreich, Herr Trittin. Das hilft uns überhaupt nicht wei-
ter.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Sie hätten allen Grund, sich aufzuregen, wenn wir ge-
sagt hätten, damit sei die Veranstaltung beendet. Das ha-
ben wir aber gar nicht gesagt, sondern Wolfgang
Schäuble hat hier heute und auch im Gespräch mit Ihnen
ausdrücklich erklärt, dass wir alles daransetzen,

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das stimmt doch gar nicht! Sie haben
gar kein Modell dafür!)

dieses Instrument voranzubringen, dass wir aber für den
Fall, dass das nicht gelingt – das zeichnet sich ab –, eine
Lösung suchen, die nahe – so hat Wolfgang Schäuble
formuliert – daran herankommt.

Da haben Rainer Brüderle und ich vorgeschlagen,
dass wir eine Lösung im Umfeld dessen suchen, was die
Engländer als Stempelsteuer bezeichnen.

(Zuruf des Abg. Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])

Wir haben ausdrücklich gesagt – das will ich hier wieder-
holen, damit Sie das noch einmal hören, Herr Trittin –,
dass wir uns nur eine Lösung vorstellen können, die De-
rivate mit einbezieht.

(Rainer Brüderle [FDP]: Genau so!)

Nichts anderes! Das haben wir beide erklärt, und dabei
bleibt es auch.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Selbstverständlich muss darüber hinaus noch etwas
überlegt werden. Es gibt einen weiteren Punkt, und da
sind wir auch gar nicht auseinander. Wir wollen den
schnellen Computerhandel etwas verlangsamen. Wenn
dies auf dem Wege über die Transaktionsteuer, die die-
sen Handel erfassen würde, nicht geht, weil wir in
Europa eine einstimmige Lösung nicht hinbekommen,
dann müssen wir uns überlegen, ob wir nicht eine Mi-
schung aus Besteuerung und Regulierung auf den Weg
bringen. Wir werden aber – das verspreche ich Ihnen –
eine Lösung finden, dass diejenigen, die die Probleme
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mit verursacht haben, nicht einfach so davonkommen.
Das ist die Zusage. Daran werden wir uns auch halten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

In den Zeitungen lese ich immer wieder, es müsse
eine Wachstumsstrategie entwickelt werden.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: So ist es!)

Ja, völlig richtig! Bei dieser Wachstumsstrategie braucht
man aber gar nicht so geheimnisvoll zu tun. Man braucht
nicht so zu tun, als ob man erst eine große Expertenkom-
mission einsetzen müsse. Wir haben in Deutschland eine
Wachstumsstrategie. Gerade kommt die Meldung, dass
wir im Vergleich zum Vorjahr 182 000 weniger Arbeits-
lose haben; die Jugendarbeitslosigkeit ist erheblich zu-
rückgegangen. Bei uns gibt es Perspektive. Wir haben
also aus Deutschland an Vorschlägen einiges einzubrin-
gen, um die Wachstumsstrategie in Europa voranzubrin-
gen. Das wollen wir auch machen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Weil gefragt wird: „Was ist denn da getan worden?“,
will ich noch einmal sagen – normalerweise brauche ich
keinen Zettel, aber jetzt schon –: Im August 2011 gab es
einen gemeinsamen Brief der Bundeskanzlerin und des
Staatspräsidenten Sarkozy genau zu diesem Thema: Die
Struktur- und Kohäsionsfonds sollen stärker als bisher
auf Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit ausgerichtet
werden. Im Januar 2012: Sonderrat zum Thema Wachs-
tum auf Initiative der Bundeskanzlerin. Auf dem Früh-
jahrsgipfel 2012 wurden weitere Vorschläge gemacht.
Da kann ich nur fragen: Sind Sie eigentlich blind, oder
lesen Sie nur selektiv? Es ist von dieser Bundesregie-
rung, von der Bundeskanzlerin eine ganze Menge ge-
macht worden, um Wachstumskonzepte in Europa um-
zusetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Was ist umge-
setzt?)

Jetzt will ich Ihnen einmal etwas sagen – das weiß der
Kollege Steinmeier aus eigener Erfahrung –: Wenn man
entsprechende Reformmaßnahmen auf den Weg bringt,
dann zeigt sich der Erfolg nicht von heute auf morgen.
Wir haben nie bestritten, dass ein Teil von dem, was die
rot-grüne Regierung auch unter Verantwortung von
Frank Steinmeier gemacht hat – nicht alles! –, Deutsch-
land vorangebracht hat. Das Schlimme ist nicht, dass wir
das sagen, sondern das Schlimme ist, dass Sie es nicht
mehr wahrhaben wollen. Das ist das Thema hier.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

So kann man Wachstumspfade natürlich nicht erreichen.
Lieber Herr Kollege Steinmeier, bekennen Sie sich we-
nigstens zu dem, was gut war in der rot-grünen Koali-
tion! Dann kommen wir auf dem Weg auch voran.

(Dr. Frank-Walter Steinmeier [SPD]: Das 
haben wir gerade gehört!)

Ich habe eine herzliche Bitte. Wir alle sollten um die
Verantwortung wissen, die wir jetzt haben, und sollten

uns gemeinsam darauf festlegen, dass wir aus dem Deut-
schen Bundestag heraus für Europa ein starkes Signal
geben wollen. Wir kommen jetzt mit den beiden Paketen
aus einem Krisenmanagement heraus und in eine Stabili-
tätsunion hinein. Wir schaffen jetzt Voraussetzungen,
dass die Märkte nicht jeden Tag fragen müssen: „Wie ist
denn das eigentlich; einigen sie sich bei dem Thema?“
und dass nicht eine Krisennachtsitzung die andere jagen
muss, sondern dass es klare und verlässliche Strukturen
gibt. Da sollten wir nicht wackeln, sondern sagen: Die
beiden Instrumente, die Stabilität in Europa und für den
Euro bedeuten, gehören zusammen. Die bringen wir jetzt
auf den Weg – ein starkes Signal für ein starkes Europa.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Carsten Schneider erhält nun das Wort für die SPD-

Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Carsten Schneider (Erfurt) (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Lieber Kollege Kauder, die SPD ist sich sehr wohl der
Verantwortung bewusst, die wir für Europa, also auch
für die Stabilität unserer Wirtschaft und Währung, ha-
ben.

(Dr. Michael Meister [CDU/CSU]: Dann 
nehmen Sie sie auch wahr!)

Deswegen haben wir auch nie geleugnet, dass wir
Schutzmauern brauchen, um den Absurditäten der
Finanzmärkte etwas entgegenzusetzen. Wer das geleug-
net hat, waren Sie!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Kollege Trittin hat die Zitate gebracht: Der erste
Fonds sei nur für den Übergang, der werde nicht dauer-
haft da sein. – Die 500 Milliarden Euro, die jetzt dauer-
haft da sind, hat die Bundeskanzlerin nach dem Europäi-
schen Rat noch als sakrosankt erklärt.

(Joachim Poß [SPD]: Ja!)

Das ist drei Monate her. Jetzt sind wir bei einer Summe
– zumindest im Übergang bis zum 30. Juni 2013 – von
940 Milliarden Euro, für die die Europäische Gemein-
schaft und auch Deutschland haften – Deutschland mit
400 Milliarden Euro.

Herr Minister Schäuble, Sie haben Ihre Rede heute
nicht an das deutsche Volk oder an den Bundestag gehal-
ten, sondern an Ihre eigene Truppe.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wenn Sie sich die Umfragen in der Bevölkerung an-
schauen, dann stellen Sie fest, dass die Zustimmung zu
den Maßnahmen – vorsichtig formuliert – sehr zurück-
haltend ist. Ich glaube, dass Sie, die Bundesregierung,
aber auch die Koalition, eine große Verantwortung dafür
tragen. Sie sagen nicht klar, warum es notwendig ist,
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dass wir anderen Staaten helfen, wenn sie von den
Finanzmärkten erpresst und ausgetrocknet werden. Das
ist der Vorwurf, den wir Ihnen machen. Es ist zu kurz-
fristig; es ist wieder nicht überzeugend. Und insbeson-
dere auf die Frage, wie wir da eigentlich wieder raus-
kommen – Thema Wachstum –, dass die Politik am
Gängelband der Märkte durch die Manege getrieben
wird und dass Staats- und Regierungschefs morgens erst
auf den Ticker schauen, wie die Kurse von Anleihen ste-
hen, bevor sie politische Entscheidungen treffen, geben
Sie keine Antwort. Das ist uns zu wenig!

(Beifall bei der SPD)

Herr Kauder sagte gerade, wir kommen jetzt aus der
Phase der Risiken und Krisenmechanismen in eine dau-
erhafte, stabile Situation. Ich hoffe das sehr – allein mir
fehlt der Glaube. Ich glaube, wir haben es derzeit mit ei-
ner Scheinruhe zu tun, einer Scheinsicherheit, die vor al-
lem daher rührt, dass die Europäische Zentralbank die
politischen Fehler des Nichthandelns, die Sie gemacht
haben, korrigiert, indem sie die Märkte mit Geld flutet:
mit 1 Billion Euro.

(Michael Roth [Heringen] [SPD]: Ohne 
Konditionierung!)

– Und das ohne politische Konditionierung.

(Petra Merkel [Berlin] [SPD]: Richtig!)

Was ist jetzt passiert? Erstens gibt es eine lauernde In-
flationsgefahr; zweitens verdienen sich die Banken, die
Sie quasi als Mittler nutzen, dumm und dämlich. 1 Pro-
zent zahlen sie bei der Europäischen Zentralbank, 4 Pro-
zent bekommen sie von den Staaten. Wer da kein gutes
Geschäft macht, ist selber schuld. Diese nutzen also ganz
gezielt diesen Marktmechanismus, und Sie nehmen das
in Kauf.

Was ich dann aber erwarte, Herr Minister Schäuble,
ist, dass Sie dafür sorgen, dass die Banken einen Teil der
Verantwortung tragen.

(Beifall der Abg. Mechthild Rawert [SPD])

Das bedeutet, dass sie die Gewinne, die sie jetzt machen,
eben nicht an ihre Aktionäre ausschütten. Es muss ein
Dividendenausschüttungsverbot geben, damit das Eigen-
kapital gestärkt wird

(Petra Merkel [Berlin] [SPD]: Richtig!)

und die Manager am Ende des Jahres nicht dastehen und
sagen: „Wir haben super Geschäfte gemacht, jetzt regnet
es wieder Boni vom Himmel!“ – Das müssen Sie ändern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des
Abg. Dr. Dietmar Bartsch [DIE LINKE])

Neben dem Europäischen Stabilitätsmechanismus soll
es jetzt also auch den Fiskalpakt geben. Der wird uns als
Bundestag sehr binden. Ich glaube auch, das ist zwin-
gend notwendig, wenn man – und dafür stehe ich – die
Europäische Union und die europäische Währung erhal-
ten will. Da muss der Grundfehler, eine Währung, aber
ganz unterschiedliche Haushalts- und Finanzpolitiken zu
haben, beseitigt werden. Das bedeutet dann natürlich

auch zwingend die teilweise Abgabe des Budgetrechts,
das wir hier als Königsrecht verstehen. Das bedeutet auf
lange Sicht – das hat Frank-Walter Steinmeier deutlich
gemacht – eine neue Europäische Union.

(Dr. Gregor Gysi [DIE LINKE]: Ist das mit dem 
Grundgesetz in Übereinstimmung?)

Das bedeutet aber auch eine neue Verfasstheit der Bun-
desrepublik Deutschland im Rahmen der Europäischen
Union. Ich finde, wir müssen darüber sprechen, wie wir
diese ausgestalten, damit sie nicht nur den Märkten
dient, sondern vor allen Dingen auch den Menschen in
Europa.

(Beifall bei der SPD)

Der Fiskalpakt, den Sie jetzt vorgelegt haben, geht bei
weitem nicht weit genug. 90 Prozent dessen, was darin
steht, ist schon europäisches Recht. Sie hätten im Okto-
ber, als das „Sixpack“ der Europäischen Kommission im
Europäischen Parlament verhandelt wurde – hier geht es
darum, den Stabilitäts- und Wachstumspakt zu verändern –,
die automatischen Sanktionen verankern können. Aber
es waren Frau Merkel und Herr Sarkozy, die das bei ih-
rem Strandspaziergang in Deauville weggewischt haben.
Wir diskutieren hier über ein Phantomthema. Man hätte
es schon längst auch mit den Briten innerhalb des euro-
päischen Rahmens regeln können. Dies wäre bedeutend
besser gewesen als das, was Sie hier parallel vorlegen.

(Beifall bei der SPD)

Dazu, dass sich Deutschland – das betrifft Sie, Herr
Minister Schäuble; Sie sind als Euro-Gruppenchef im
Gespräch – als Stabilitätsanker darstellt, kann ich nur sa-
gen: Sie sind mit Ihrer Politik, insbesondere mit Ihrer
Haushaltspolitik, ein schlechtes Vorbild. Wer 2011
17 Milliarden Euro Schulden aufnimmt und mit dem
Nachtragshaushalt 2012, den wir hier beraten werden,
34 Milliarden Euro Schulden aufnimmt – das ist eine
Verdoppelung der Schulden, obwohl aufgrund der guten
Konjunktur die Steuereinnahmen steigen –, der sollte an-
deren keine Vorschriften machen und den Eindruck er-
wecken, als wäre das alles normal.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Dietmar 
Bartsch [DIE LINKE])

Im Gegenteil: Sie taugen nicht als Vorbild. Deswegen
meine ich, Sie müssen dies korrigieren, um auch in
Europa glaubhaft zu sein, und insbesondere die Vor-
schläge von Frank-Walter Steinmeier berücksichtigen,
Gespräche zu mehr Wachstum aufzunehmen, damit wir
unser Geld wiederbekommen und es keine dauerhaften
Transfers werden. Das ist ein zwingender Punkt neben
der Besteuerung der Finanzmärkte.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Kerstin
Müller [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Das Wort erhält nun für die Bundesregierung der

Bundesminister des Auswärtigen, Dr. Gudio
Westerwelle.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)
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Dr. Guido Westerwelle, Bundesminister des Aus-
wärtigen:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte in dieser
Debatte nur wenige Punkte anfügen. Zunächst einmal
glaube ich, dass wir uns trotz der Kontroverse zwischen
den Parteien in diesem Hause in einem ganz überwie-
gend einig sind: Wir sind uns bewusst, dass das, was wir
heute beraten, ein Meilenstein auf dem Weg der weiteren
europäischen Integration ist. Wenn ich die Debatte, die
ich aufmerksam verfolgt habe, zusammenfasse, dann
halte ich fest: Bis auf eine Fraktion sind alle Fraktionen
der Überzeugung, dass mit mehr Europa auf diese Krise
geantwortet werden muss. Mehr Europa wird und soll
heute auch hier diskutiert werden.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU –
Dr. Dietmar Bartsch [DIE LINKE]: Das sehen
wir auch so!)

Ich will ein paar Dinge aus der Debatte aufgreifen.
Zur Verhandlungsstrategie: Es ist in Ordnung, dass es
zwischen der Opposition und der Regierung unterschied-
liche Auffassungen über die Verhandlungsstrategie gibt.
Ich will unsere Strategie noch einmal wiedergeben. Es
ist aber nicht in Ordnung, wenn mit Zitaten gearbeitet
und dadurch rein aus innenpolitischen Gründen der Ein-
druck erweckt wird, die Bundesregierung habe nicht mit
einer Kontinuität in Europa verhandelt.

(Lachen des Abg. Hubertus Heil [Peine] 
[SPD])

Herr Kollege Trittin, Sie zitieren aus der Rede der Bun-
deskanzlerin in München den Satz:

Deshalb ist es auch so, dass wir bei einer Ober-
grenze des ESM von 500 Milliarden Euro den Ver-
trag als gegeben sehen.

Sie sagen, dies sei der Beleg für Ihre These, dass das,
was wir jetzt vorschlagen und diskutieren, ausgeschlos-
sen gewesen sei. Das ist kein korrektes Zitieren.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Was heißt denn 
„rote Linie“?)

Sie hätten auch den nächsten Satz zitieren müssen. Im
nächsten Satz hat die Bundeskanzlerin dies genau erläu-
tert:

Wir werden dann weiter darüber diskutieren – da-
rüber haben die Finanzminister der Eurozone ge-
sprochen –, inwieweit wir schauen können, ob es
Kombinationsmöglichkeiten von EFSF und ESM
gibt.

Wenn Sie zitieren, müssen Sie anständigerweise kom-
plett zitieren. Dann entsteht ein völlig anderes Bild.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU –
Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
In der Regierungserklärung hat sie nicht die
Wahrheit gesagt! Deshalb habe ich bewusst die
Regierungserklärung auch zitiert, Herr Kol-
lege!)

Was ist der Unterschied in der Debatte, und was ist
der Unterschied vor allen Dingen in der Verhandlungs-
strategie? Wir sind der Überzeugung, dass es richtig war,
in Europa mit Geben und mit Nehmen zu verhandeln.
Das heißt, wir waren bereit, Solidarität zu geben,

(Joachim Poß [SPD]: 180 Prozent!)

wir sahen uns aber auch veranlasst, im Interesse der Bür-
gerinnen und Bürger Deutschlands und ganz Europas da-
für zu sorgen, dass die Hausaufgaben in den einzelnen
Mitgliedsländern auch gemacht werden.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Herr Kollege Trittin, Sie haben gesagt: Wenn die
Hose nicht nass werden soll, dann muss der Schirm groß
genug sein.

(Michael Roth [Heringen] [SPD]: Ihnen steht 
das Wasser doch schon bis zum Hals!)

Nur, Herr Trittin, wenn die Hose von innen nass wird,
dann kann der Schirm so groß sein, wie er will.

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU)

Deshalb muss man gegen die Schuldenpolitik angehen.
Genau das machen wir.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Da ist wieder
der alte Guido! Das ist der unwürdige Außen-
minister Guido Westerwelle!)

Wie Sie sich mit der Regierung auseinandersetzen,
geschieht aus unserer Sicht in einer Art und Weise, die
mit der Sache nichts zu tun hat. Sie sagen, diese Bundes-
regierung sei der Überzeugung, es gebe nur Schuldenab-
bau und Haushaltsdisziplin, das Wachstum jedoch wür-
den wir ignorieren. Das ist kompletter Humbug. Seitdem
uns Griechenland die Schuldenkrise auf die Tagesord-
nung gesetzt hat, arbeitet die Bundesregierung an beiden
Säulen zur Bekämpfung der Schuldenpolitik.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Wo denn? Wo 
denn?)

Wir wollen Haushaltsdisziplin, und gleichzeitig wollen
wir das Wachstum voranbringen. Wir sind der Überzeu-
gung: Wachstum kann man nicht mit Schulden kaufen,
Wachstum gibt es nur durch Strukturreformen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU –
Joachim Poß [SPD]: Das muss in einem ande-
ren Land sein! In Deutschland jedenfalls
nicht!)

Es reicht aber nicht, wenn nur wir das tun; das müssen
auch die anderen tun. Das versteht jeder, sei es in Italien
oder in Griechenland. Dort wird das Ganze mit riesigen
Mehrheiten in den Parlamenten beschlossen – nur Sie
machen hier parteipolitisches Klein-Klein. In meinen
Augen nehmen Sie Ihre Verantwortung an dieser Stelle
nicht wahr.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU –
Joachim Poß [SPD]: „Parteipolitisches Klein-
Klein“? – Weitere Zurufe von der SPD)
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Schließlich will ich noch etwas dazu sagen, wie es
weitergeht. Eine kurze Bemerkung:

(Joachim Poß [SPD]: Er meint, er wäre in 
einem anderen Land!)

Ich habe nie gesagt – Herr Steinmeier musste leider ge-
hen, sodass er es nicht mehr hört –, dass ich der Meinung
sei, dass die SPD selbstverständlich zustimme. Das ist
überhaupt nicht meine Aufgabe, und das ist auch nicht
meine Meinung. Ich habe jedoch eine Erwartung. Ich
habe die Erwartung, dass in einer historischen Stunde für
Europa jeder seiner staatspolitischen Verantwortung
nachkommt.

(Lachen des Abg. Jürgen Trittin [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – Hubertus Heil
[Peine] [SPD]: Das sagen Sie!)

Ich habe die Erwartung, dass in einer solch histori-
schen Stunde – in der es nicht nur darum geht, die Schul-
denkrise zu bekämpfen, sondern auch darum, dass sich
Europa in der Welt behauptet –,

(Joachim Poß [SPD]: Unsere Positionen machen 
wir nicht von Ihren Erwartungen abhängig!)

jeder seine Wahlkampfmanöver zurückstellt und an
Deutschland und Europa insgesamt denkt.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU –
Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Das sagt die
FPD!)

Denken Sie nicht an den Wahltermin in NRW, denken
Sie an Europa und an Deutschland! Darum geht es an
diesem heutigen Tage. Wir wollen Sie einladen, hierbei
entsprechend mitzuwirken. Diese Regierungskoalition
ist der Überzeugung: Mehr Europa ist die Antwort. Wir
müssen die Fehler beseitigen, die seinerzeit gemacht
worden sind.

(Zurufe von der SPD)

Ich werfe Ihnen vor, dass Sie von Rot-Grün damals
den Stabilitätspakt aufgeweicht haben. Aber das ist Ver-
gangenheit. Wenn Sie heute jedoch erneut mit neuen
Schulden und weicheren Stabilitätsregeln auf die Schul-
denkrise antworten wollen,

(Joachim Poß [SPD]: Das musste noch einmal 
erklärt werden!)

dann machen Sie in meinen Augen den historischen Feh-
ler zum zweiten Mal. Wir werden das nicht tun, weil wir
Europa stärken wollen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU –
Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Ökonomisch ah-
nungslos!)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Die Kollegin Priska Hinz erhält nun das Wort für die

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Priska Hinz (Herborn) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist nett,
wenn sich auch einmal der Außenminister zur Europa-
politik äußert.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Allerdings hat das weder zur Erhellung hinsichtlich der
Regierungspolitik beigetragen noch macht es die europa-
feindlichen Wahlkämpfe der FDP vergessen, weder hier
noch in der Öffentlichkeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD – Joachim Poß [SPD]: Selt-
same Abstimmungen!)

Es ist nur dem zerrütteten Zustand der Koalition zu
verdanken, dass wir heute, obwohl wir über die Gesetze
beraten, noch nicht wissen, wie groß der Rettungsschirm
am Ende tatsächlich sein wird. Sie gehen am Wochen-
ende in Verhandlungen – das wurde uns gestern im
Haushaltsausschuss mitgeteilt –, und hier erzählen Sie
uns, dass EFSF mit den belegten circa 200 Milliarden
Euro und ESM nebeneinander laufen sollen. Auf euro-
päischer Ebene erzählen Sie, dass natürlich die 240 Mil-
liarden Euro aus der EFSF auch noch dazukommen. Das
verschweigen Sie hier tunlichst. Deswegen ist es unred-
lich, dass der Finanzminister hier Nebelkerzen wirft und
sagt: Wir haben alles im Griff, alles wird gut; die Paral-
lelführung ist das, was wir schon immer wollten. – Nein,
das ist nicht das, was Sie wollten. Sie wollten keine Auf-
stockung des Rettungsschirmes. Wie Sie sich auch dre-
hen und wenden: Vor allen Dingen haben wir im Bun-
destag beschlossen, dass es mit der EFSF eine
Gewährleistung im Umfang von 211 Milliarden Euro ge-
ben wird. Was uns jetzt vorliegt, bedeutet weitere Ge-
währleistungen von rund 190 Milliarden Euro. Das
macht in der Summe etwa 400 Milliarden Euro. Vor dem
Sichbekennen zu dieser Zahl wollen Sie sich in der De-
batte drücken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Meine Damen und Herren, die Parallelführung der
EFSF ist auch noch die ökonomisch schlechtere Alterna-
tive als die richtige Aufstockung beim ESM, weil der
dauerhafte Rettungsschirm aufgrund der Bareinlage eine
viel bessere und stabilere Bonität hat; das ist das Wesent-
liche an der Konstruktion des ständigen Rettungs-
schirms. Weil Sie aber befürchten, dass Sie wieder einen
Wortbruch begehen müssten, oder Sie Ihren teilweise be-
gangenen Wortbruch verschleiern möchten, entscheiden
Sie sich für eine Parallelführung. Ich sage Ihnen: Das ist
der ökonomisch schlechte Weg, weil er der teurere Weg
ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Da kostet uns Europa wieder unnötig Geld, das wir für
andere Zwecke ausgeben könnten.

Schwarz-Gelb hat in der Euro-Krise bislang immer
nur die Kraft zum unbedingt Notwendigen gehabt. Wir
Grünen haben einen Kompass; das habe ich Ihnen von
dieser Stelle aus schon einmal gesagt. Wir haben bislang
die richtigen Entscheidungen für Europa getroffen. Sie
müssen hier immer um die Kanzlermehrheit bangen.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

An uns liegt es nicht, wenn es darauf ankommt, Europa
aus der Krise zu führen.

Sie treffen immer erst dann, wenn es fast zu spät ist,
die richtige Entscheidung. Deswegen möchte ich Sie im
Sinne des lebenslangen Lernens bitten: Stocken Sie den
Rettungsschirm am Wochenende richtig auf! Denn wir
brauchen einen großen Rettungsschirm,

(Dr. Michael Meister [CDU/CSU]: Wie viel 
darf es denn sein, Frau Hinz?)

nicht weil wir das so toll finden, sondern weil wir Spe-
kulationen entgegentreten müssen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Gefahr ist doch nicht, dass jetzt andauernd Länder
kommen und unter den Rettungsschirm wollen. Wir se-
hen doch an Italien, dass das gar nicht der Fall ist.

(Dr. Michael Meister [CDU/CSU]: Wie viel 
darf’s denn sein?)

Das Problem dreht sich doch darum, dass wir wollen,
dass die Staatsanleihen zu adäquaten Zinssätzen ausge-
geben werden können. Dafür brauchen wir einen großen
Rettungsschirm. Ich bitte Sie, jetzt endlich einmal vorher
über Ihre rote Linie zu gehen, nicht wieder erst hinterher,
wenn das Kind in den Brunnen gefallen ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, im Rahmen der Krisen-
politik ist der Fiskalpakt mit der Einführung von Schul-
denbremsen ein Baustein einer mittelfristigen soliden
Staatsfinanzierung, aber mehr auch nicht. Es ist bislang
völlig unklar, wann die anderen Mitgliedstaaten den Fis-
kalpakt ratifizieren wollen. Mindestens zwölf Staaten sa-
gen: in der Zeit vom Sommer bis zum Winter. Weil wir
Grüne der Meinung sind, dass zu diesem Baustein wei-
tere Mosaiksteine dazugehören, etwa die Finanztransak-
tionsteuer, der Schuldentilgungsfonds und vor allen Din-
gen wirtschaftliche Impulse, und weil wir wissen wollen,
wie sich eigentlich die Schuldenbremse gemäß Fiskal-
pakt auf unsere Schuldenregel auswirkt – in der letzten
Sitzungswoche konnte die Frage, ob wir nicht eine wei-
tere Grundgesetzänderung vornehmen wollen, noch
nicht beantwortet werden –, müssen wir uns diese Zeit
nehmen. Wir haben diese Zeit für die Beratung. Bislang
sind wir alle für eine ausgiebige Parlamentsbeteiligung.
Das sollten wir auch in diesem Falle so halten. Wir soll-
ten das Kind nicht mit dem Bade ausschütten.

Ich danke Ihnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Gerda Hasselfeldt ist die nächste Rednerin für die

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Gerda Hasselfeldt (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Nach allem, was wir heute feststellen können, waren un-
sere bisherigen Entscheidungen richtig. Die Finanz-
märkte haben sich beruhigt, die Risikoaufschläge auf
Anleihen aus Krisenländern sind gesunken, die wirt-
schaftliche Entwicklung hat sich in vielen Ländern stabi-
lisiert – bei uns hat sie sich sogar noch verbessert –, die
Aktienindizes sind auf einem hohen Niveau stabilisiert
und die Umtauschaktion von Griechenland-Anleihen ist
ohne größere Probleme vonstattengegangen. All das be-
stätigt: Unsere Strategie der schrittweisen Bewältigung
der Staatsschuldenkrise zeigt Wirkung und ist richtig.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Nun wäre es aber leichtsinnig, zu glauben, damit
seien alle Probleme gelöst und damit sei die Gefahr eines
weiteren Aufflackerns einer Finanzkrise beiseite ge-
räumt. Deshalb ist es richtig, darüber nachzudenken:
Wie gestalten wir den dauerhaften Mechanismus? Es ist
völlig richtig, was vorhin gesagt wurde: Die Schwelle,
auf der wir jetzt stehen, ist eine ganz entscheidende, weil
wir von einer vorläufigen Rettungsaktion übergehen zu
einem dauerhaften Rettungsschirm und zu einer echten
Stabilitätsunion in Europa. Mit dem zu verabschieden-
den Gesetzespaket stellen wir die entscheidenden Wei-
chen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – 
Caren Marks [SPD]: Mal konkret!)

Es ist richtig, den dauerhaften Rettungsschirm ESM
ein Jahr vorher in Kraft treten zu lassen, als es ursprüng-
lich geplant war. Es ist auch richtig, ihn von Anfang an
mit einem größeren als zunächst geplanten Volumen an
Bareinzahlungen zu speisen. Wir müssen alle darauf
achten – ich finde, da haben wir alle in Europa eine
große Verantwortung –, dass der Rettungsschirm von
Anfang an funktionsfähig und schlagkräftig ist, dass das
Vertrauen in den Rettungsschirm vonseiten der Finanz-
märkte und der internationalen Partner gegeben ist. Mei-
nes Erachtens ist es deshalb richtig, dass die Finanz-
minister auf der Basis, die der Finanzminister heute hier
geschildert hat, in den nächsten Tagen in die Verhand-
lungen auf europäischer Ebene einsteigen.

Natürlich gibt es Diskussionen über die Größenord-
nung des Ausleihvolumens. Man muss ganz genau darauf
achten, dass die Größenordnung des Ausleihvolumens
ausreichend ist, um das Vertrauen in den Rettungsschirm
und seine Handlungsfähigkeit zu stärken. Die Risiken
sinken mit einem stabilen, glaubwürdigen und hand-
lungsfähigen Rettungsschirm. Aber er darf nicht zu groß
sein, weil er damit den einzelnen Krisenländern jeden
Anreiz nimmt, sich zu bemühen, sich anzustrengen, zu
sparen und Strukturreformen auf den Weg zu bringen. Es
gilt nun, die Verhandlungen mit Blick auf genau diese Ba-
lance zu führen. Ich glaube, dass die zeitweise Parallelität
von EFSF und ESM, so wie sie jetzt angedacht ist, die
richtige Antwort auf die momentan anstehende Frage ist.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Heute geht es auch um das Auf-den-Weg-Bringen des
Fiskalvertrages. Ich gebe zu, dass mir diese Bezeichnung
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nicht allzu sehr gefällt, aber wir alle wissen, was damit
gemeint ist. Es ist gemeint, dass sich 25 europäische
Länder – nicht nur die Euro-Länder, sondern auch 8 der
10 übrigen Mitgliedstaaten der Europäische Union – ver-
pflichten, das, was wir verfassungsrechtlich verankert
haben, nämlich die nationale Schuldenbremse, auch in
ihren Verfassungen nicht nur ein bisschen zu beherzigen,
sondern fest zu verankern. Wenn wir ehrlich sind: Wer
hätte vor einem Jahr gedacht, dass uns das möglich
wäre?

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Das bedeutet, dass das Einhalten der Schuldenbremse
beim Europäischen Gerichtshof auch eingeklagt werden
kann und dass bei einem Verfehlen quasi automatische
Sanktionen verankert sind.

(Michael Roth [Heringen] [SPD]: Das hätte 
man auch schon früher haben können!)

Das ist ein Meilenstein – so wurde es vorhin genannt –
auf dem Weg zu einer echten Stabilitätsunion in Europa.

Eines ist auch klar: Wenn wir das gemacht hätten, was
uns die Opposition in den letzten Monaten immer wieder
vorgeschlagen hat, nämlich eine Vergemeinschaftung
von Schulden mittels Euro-Bonds, dann wären wir heute
nicht so weit, dann hätten wir heute keine Diskussion
über die Fiskalunion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Joachim Poß [SPD]: So, wie Sie das sagen, ist
das doch nicht richtig!)

Ich will Ihnen dies erklären, Herr Poß: Wir hätten die
Diskussion nicht, weil es dann nämlich in den entspre-
chenden Krisenländern überhaupt kein Bewusstsein
gegeben hätte, sich im Bereich der Haushaltskonsolidie-
rung und der Umsetzung der Strukturreformen anstrengen
zu müssen. Das alles hätten wir nicht, wenn wir in den
letzten Monaten nicht so konsequent unseren Kurs voll-
zogen hätten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Joachim Poß [SPD]: Von wegen, Sie hätten
einen anderen Kurs! Frau Merkel ist umgefal-
len! Sie sind umgefallen! Die CDU diskutiert
über die „rote Linie“ von Herrn Seehofer! –
Petra Merkel [Berlin] [SPD]: Die rote Linie ist
überschritten!)

Manche sagen, dieser Fiskalvertrag habe noch nicht
den richtigen Biss und er müsse noch etwas stärker sein.
Wenn ich diesen Vorwurf gerade von denjenigen höre,
die uns das Ganze eingebrockt haben, dann muss ich
sagen, dass dadurch die Verlogenheit erst richtig deutlich
zum Ausdruck kommt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – 
Joachim Poß [SPD]: Was?)

Wenn diejenigen, die damals – ich glaube, das war im
Jahr 2002 – unter rot-grüner Verantwortung den Stabili-
tätspakt quasi abgeschafft

(Petra Merkel [Berlin] [SPD]: So ein 
Quatsch!)

und die anderen Länder auch noch dazu eingeladen
haben, sich in ihrem Haushaltsverhalten auch ein biss-
chen schlampig zu gebaren,

(Joachim Poß [SPD]: Es ist sogar wissen-
schaftlich untersucht, dass das, was Sie sagen,
Quatsch ist!)

heute sagen, das, was nun völkerrechtlich vereinbart
wird, habe nicht den nötigen Biss, dann ist das alles
andere als glaubwürdig und konsequent.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Joachim Poß [SPD]: Es ist wissenschaftlich
belegt, dass Sie hier verleumden! Ich kann
Ihnen die Stelle aus einem interessanten Werk
geben!)

Jetzt wollen Sie das Ganze mit der Forderung verbin-
den, dass die Wachstumsstrategie noch vertieft werden
müsse. Sie tun so, als wäre da nichts geschehen. Volker
Kauder hat deutlich darauf hingewiesen, was auf euro-
päischer Ebene alles geschehen ist. Wenn man genau
hingehört hat, dann hat man gemerkt, dass dies alles auf
deutsche Initiative hin geschehen ist.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Deshalb, liebe Frau Bundeskanzlerin und Herr Finanz-
minister, möchte ich Ihnen ganz herzlich dafür danken,
dass dies von Deutschland aus immer wieder auf euro-
päischer Ebene eingebracht worden ist und dass wir jetzt
bei den Kohäsionsfonds, bei der Verwendung der euro-
päischen Mittel auf einem guten Weg sind. Wir dürfen
da auch nicht nachlassen; denn eines ist klar: Die Haus-
haltskonsolidierung ist die eine Seite der Medaille. Die
andere, die genauso wichtige Seite der Medaille muss
die Stärkung der Wettbewerbsstrukturen in den einzel-
nen Ländern, muss größeres Wachstum in ganz Europa
sein. Da haben wir noch einiges zu tun.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Das, was zu tun ist, können wir aber nicht mit einer
zusätzlichen Verschuldung machen. Wachstum durch
eine höhere Verschuldung zu erreichen, ist genau der fal-
sche Weg. Das ist der Weg, den Sie uns immer wieder
vorschlagen. Wir wissen aber aus unserer eigenen Erfah-
rung, dass Haushaltskonsolidierung die notwendige Vo-
raussetzung für Wachstum ist. Deshalb gehört beides
zusammen, und das eine darf nicht für das andere ver-
nachlässigt werden.

Wir alle stehen vor wichtigen Entscheidungen, die
sich nicht für Pokerspiele und nicht für parteipolitische
Strategien und Taktiken eignen.

(Joachim Poß [SPD]: Das müssen gerade Sie sa-
gen! Was machen Sie denn die ganze Zeit?)

Vielmehr ist von uns allen eine hohe staats- und europa-
politische Verantwortung gefragt. Wir sind dazu bereit.
Ich bitte auch Sie, dazu zu stehen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
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Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Bevor ich dem nächsten Redner das Wort erteile,

möchte ich die Gelegenheit nutzen, die Präsidentin der
Abgeordnetenkammer der Republik Rumänien, Frau
Roberta Anastase, und ihre Delegation im Namen des
ganzen Hauses sehr herzlich hier zu begrüßen.

(Beifall)

Frau Präsidentin Anastase, wir wünschen Ihnen einen
gelungenen Aufenthalt in Deutschland und hier im Deut-
schen Bundestag. Für Ihr weiteres parlamentarisches
Wirken begleiten Sie unsere besten Wünsche.

Jetzt hat als nächster Redner Michael Roth von der
SPD-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Michael Roth (Heringen) (SPD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Sie können noch so viel dementieren: Frau
Merkel, die Bundesregierung und die schwarz-gelbe
Koalition haben sich heillos in den zahllosen roten
Linien verheddert. Auch Sie, verehrte Frau Hasselfeldt,
können dieses Knäuel nicht entwirren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich bin gespannt – ich habe eigentlich erwartet, dass
Sie das hier vorbringen –, wann der CSU-Sonderpartei-
tag einberufen wird.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD)

Herr Seehofer hat ja angekündigt: Wenn diese „rote
Linie“ überschritten wird, dann muss die Basis, dann
müssen die Delegierten der Christlich-Sozialen Union
entscheiden. Wann findet der Sonderparteitag statt?
Unter Wahrnehmung europapolitischer Verantwortung
versteht Ihre Partei, die CSU, Europa abzulehnen und
Europa schlechtzumachen. Insofern sind Sie ein denkbar
schlechter Ratgeber.

(Beifall bei der SPD – Stefan Müller [Erlan-
gen] [CDU/CSU]: So ein Quatsch! Das ist
unter Ihrem Niveau!)

Ich verstehe überhaupt nicht, dass Sie Ihre ganze Lei-
denschaft darauf verwenden, uns anzupampen. Ich dachte,
Sie wollten noch etwas von uns, mit uns reden, mit uns
verhandeln. Von ernsthaftem Bemühen habe ich in die-
ser ansonsten ziemlich mediokren Debatte wirklich we-
nig gespürt.

(Beifall bei der SPD – Axel Schäfer [Bochum] 
[SPD]: Leider wahr!)

Nun könnte man ja sagen, dass wir uns darüber freuen
können, dass das Vertrauen in die Kraft der Bundesregie-
rung am Boden liegt. Das Schlimme an dem permanen-
ten Hü und Hott von Frau Merkel ist aber, dass das Ver-
trauen in die Politik in Europa allgemein nachgelassen
hat. Wir sitzen doch alle in einem Boot. Insofern sage
ich: Sie haben sich an Europa versündigt, Frau Bundes-
kanzlerin. Sie, meine Damen und Herren von CDU/CSU
und FDP, haben sich versündigt.

Selbstverständlich wissen wir, die wir uns aus den
Klauen der Finanzmärkte befreien wollen, dass wir das
nur schaffen, wenn wir Schulden abbauen und die Neu-
verschuldung reduzieren. Deshalb sollten Sie mit Ihren
34 Milliarden Euro Neuverschuldung in diesem Jahr
ganz ruhig und demütig sein, meine Damen und Herren
der Koalitionsfraktionen.

(Beifall bei der SPD)

Wenn die Finanzmärkte nicht reguliert werden,

(Dr. Michael Meister [CDU/CSU]: Sie haben
sie doch dereguliert! Es war doch die SPD, die
dereguliert hat!)

wenn sie nicht unter strenge Aufsicht gestellt werden,
dann sind die Finanzmärkte eher etwas für die geschlos-
sene Psychiatrie. Insofern haben wir eine ganze Menge
zu verrichten.

Eines ist aber auch klar: Dieser Fiskalpakt, der uns
auf den Tisch gelegt wurde, löst kurzfristig nicht die
Krise. Nur Luxemburg und einige wenige skandinavi-
sche Partnerländer wären derzeit in der Lage, eine
Schuldenbremse nach Vorbild des Fiskalpakts einzuhal-
ten. Deutschland hätte allein im Haushaltsjahr 2011
20 Milliarden Euro zusätzlich einsparen müssen. Daran
sehen wir doch, was für eine Riesenaufgabe vor uns
liegt. Deshalb ist es gut, dass wir uns dafür hier im Bun-
destag sehr viel Zeit nehmen. Die Qualität des Fiskal-
pakts kann doch nicht ernsthaft daran bemessen werden,
ob wir im Juni, im September oder im Oktober entschei-
den. Qualität geht vor Schnelligkeit.

(Beifall bei der SPD)

Wir brauchen einen echten Fiskalpakt. Es fehlt nicht
an Konzepten, sondern es fehlt der Mut, diese Aufgabe
anzupacken. Über Wachstum und Beschäftigung ist
heute abstrakt gesprochen worden – auch von Rednern
aus Ihren Reihen –, wir brauchen sie aber endlich kon-
kret. Wenn Sie endlich aufhören würden, gegenüber der
Opposition die Backen so aufzublasen, sondern endlich
begreifen würden, dass der größte Skandal in Europa die
Tatsache ist, dass die Hälfte der Jugendlichen in Grie-
chenland und Spanien ohne Perspektive, ohne Job, ohne
Qualifizierung ist! Darüber müssten wir uns gemeinsam
empören. Dafür brauchen wir nicht 2014 eine konkrete
Lösung, wir brauchen noch in diesem Jahr ein konkretes
Angebot für diese Jugendlichen. Sie müssen mit Europa
wieder Hoffnung und Zuversicht verbinden und nicht
nur Abbau und Verluste.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wir brauchen in Europa – das hat nicht zuletzt die
berühmt-berüchtigte Lissabon-Strategie gezeigt – Ver-
bindlichkeit. Wir brauchen Zielkorridore. Wir brauchen
Mindeststandards für die Bereiche Steuern, Sozialabga-
ben, Beschäftigung, Bildung und Forschung. Es kann
doch nicht angehen, dass einige Länder eine Flat Tax für
die Unternehmen haben und gleichzeitig üppige Mittel
aus den Kohäsions- und Strukturfonds erhalten. Das
passt nicht zusammen. Wir brauchen mehr Fairness,
auch bei der Steuerpolitik in der Europäischen Union.

(Beifall bei der SPD)
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Selbstverständlich stehen auch wir in der Verantwor-
tung. Wir haben in den letzten Monaten sehr oft den
Zeigefinger in Richtung der Länder, die ein Leistungs-
bilanzdefizit haben, erhoben. Aber auch wir als
Überschussland stehen in der Verantwortung. Derzeit
laufen in Deutschland Tarifverhandlungen. Tun wir doch
etwas zum Abbau der Leistungsbilanzen! Wir wollen
nicht die Exporte in Deutschland drosseln, aber wenn die
Krankenschwester in Deutschland wieder mehr verdient
und wenn endlich flächendeckend in allen Branchen
Mindestlöhne durchgesetzt werden, dann bauen wir auch
die unfairen Vorteile ab, mit denen wir uns zulasten
unserer Partnerländer in der Europäischen Union einen
schlanken Fuß in Europa gemacht haben.

(Beifall bei der SPD)

Frau Merkel hat aus der Europäischen Union ein
Europa der Regierungen gemacht. Wir, die Sozialdemo-
kratinnen und Sozialdemokraten, streiten für ein Europa
der Parlamente. Wir müssen, wenn es um die Abgabe
nationaler Souveränität geht, neue Wege gehen, vor
allem auch in der Zusammenarbeit zwischen dem Euro-
päischen Parlament und den nationalen Parlamenten.
Wir brauchen eine ordentliche Parlamentsbeteiligung,
wir brauchen aber keine Obstruktionspolitik. Wir als
Deutscher Bundestag müssen darüber nachdenken, wie
wir mehr Verantwortung in diesen schwierigen Berei-
chen übernehmen können.

Schlussendlich: Wir sollten – Kollege Carsten
Schneider hat es schon angedeutet – genauso leiden-
schaftlich, wie wir über ökonomische Parameter streiten,
endlich auch einmal darüber streiten, wie viel Europa
uns wirklich wert ist. Europa steht für Freiheit. Europa
steht für Frieden. Europa steht für Solidarität. Die
Münze, mit der Sie Europa zu bezahlen trachten, ist
ziemlich klein; Sie sind da verzagt. Das passt nicht. So
wird Europa nicht zukunftsfähig. Deswegen wäre es gut,
wenn Sie, liebe Damen und Herren der Bundesregie-
rung, der CDU/CSU- und der FDP-Fraktion, möglichst
schnell aus der Verantwortung herausgehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Für die FDP-Fraktion hat jetzt das Wort der Kollege

Otto Fricke.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Otto Fricke (FDP):
Geschätzter Vizepräsident! Meine lieben Kolleginnen

und Kollegen! Es handelt sich um ein historisches Pro-
jekt. Ich finde, das sollten wir noch einmal festhalten.
Wir alle wollen dieses Europa. Wir brauchen dieses
Europa. Deutschland braucht dieses Europa. Nur dann,
wenn wir es schaffen, andere davon zu überzeugen, dass
das, was wir unter deutschen Bilanzregeln, unter deut-
scher Haushaltspolitik verstehen, sinnvoll ist, wird
Europa auf Dauer stabil sein. Das muss die Nachricht
sein, die von diesem Bundestag zur Jahreshälfte ausgeht.

Ich will Ihnen eines deutlich sagen: In dieser Debatte
wurde den Bürgern vonseiten der Opposition nicht
erklärt, warum Europa wichtig ist. Sie arbeiten sich an
roten Linien ab. Das hat ja auch Herr Steinmeier getan;
er ist jetzt nicht mehr da.

(Zuruf von der SPD)

– Oh, Herr Steinmeier ist wieder da. Das finde ich gut.
Danke für den Hinweis. Auch Herr Steinbrück ist da; das
hat einen Effekt. – Auch Herr Schneider und Herr Roth
haben das getan. Herr Steinmeier, Sie haben eben von
roten Linien gesprochen. Ich habe dann geschaut, wo
Ihre roten Linien sind. Wir erleben hier seitens der
Opposition etwas Interessantes. Es ist Ihr Recht als
Opposition, eine gut arbeitende Regierung zu kritisieren;
etwas anderes bleibt Ihnen auch nicht übrig. Aber sagen
Sie doch einmal, wo Ihre roten Linien sind. Sind Ihre
roten Linien bei den vorgesehenen 500 Milliarden Euro?

(Zuruf der Abg. Bettina Hagedorn [SPD])

Sind Ihre roten Linien bei 750 Milliarden Euro, sind sie
bei 1 Billion Euro? Das Interessante ist: Die Opposition
hat gar keine roten Linien. Die Opposition hat einen
roten Teppich für Schuldenländer. Das ist der Unter-
schied zwischen Ihrer und unserer Politik.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Für den Bürger ist eines wichtig. Wir als Bundesrepu-
blik Deutschland profitieren von einem stabilen Europa
nicht nur deswegen, weil wir mit unseren Exporten
unsere Wirtschaft stabilisieren, sondern wir profitieren
auch deswegen, weil Stabilität in Europa für unser Land
immer bedeutet, dass wir uns weiterentwickeln können,
dass wir modernisierende Schritte nach vorne machen
können. Reformen können wir nur durchführen, wenn
Europa stabil ist. Ist es nicht mehr stabil, kann der
Stärkste in Europa nicht für Fortschritt sorgen. Da – das
ist ein Hinweis an die Opposition – tragen Sie Verant-
wortung.

Herr Steinmeier, Sie haben in Ihrer Rede gesagt, Sie
hätten Reformen gemacht. Stimmt, das haben Sie. Daher
müssten wir uns doch einig sein, dass all die Reformen,
die in Deutschland durchgeführt worden sind, die Deutsch-
land nach vorne gebracht haben, auch in den anderen
europäischen Ländern auf die eine oder andere Weise
gemacht werden müssen. Das heißt, ich erwarte von der
Sozialdemokratie,

(Joachim Poß [SPD]: Sie haben überhaupt 
nichts zu erwarten!)

dass sie international, auch bei Besuchen in Frankreich
sagt: Die Rente mit 67 müssen nicht nur wir in Deutsch-
land einführen, sondern auch ihr in Frankreich. Interes-
sant ist, was Herr Gabriel macht.

(Joachim Poß [SPD]: Was haben Sie zu 
erwarten?)

– Wieder einmal getroffen! – Was macht Herr Gabriel?
Herr Gabriel sagt: Liebe Franzosen, macht bloß nicht all
die Reformen, die wir in Deutschland gemacht haben.

(Joachim Poß [SPD]: Unwahr!)
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Da liegt der Fehler: Sie sagen, dass Reformen wichtig
sind, aber dass nur wir in Deutschland Reformen
machen sollen und die anderen bitte schön nicht. Sie ver-
stecken sich vor Ihrer Verantwortung.

(Burkhard Lischka [SPD]: Sie sind schon 
lange ins Loch gefallen!)

Meine Damen und Herren, es wurde hier viel über
Quantität und Qualität geredet. Es wird oft gesagt – auch
der Kollege Roth hat das gerade getan –, man müsse den
Fiskalpakt noch einmal verhandeln, und man solle sich
dabei Zeit lassen.

(Axel Schäfer [Bochum] [SPD]: Nein! Kein
Wort zu Neuverhandlungen! Das ist einfach
nicht wahr!)

Ich finde es unverantwortlich, zu sagen, dass man neue
Verhandlungen über den Fiskalpakt will. Sie wissen
doch ganz genau: Er ist ausverhandelt. Die Ergebnisse
stehen fest.

(Joachim Poß [SPD]: Wir haben immer von ei-
ner Ergänzung gesprochen! Wir haben nie von
Neuverhandlungen gesprochen!)

Welches Signal sendet eigentlich eine Opposition in die
Welt hinein, die sagt: Den Fiskalpakt, der für die Stabili-
tät in Europa wichtig ist, kann man ruhig verschieben?

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Verschieben nicht! Im Rahmen des
Vertrages ratifizieren, Herr Kollege Fricke!)

Welches Signal wollen Sie eigentlich senden? Wollen
Sie weiter Verschuldung betreiben, oder wollen Sie ei-
nen Fiskalpakt?

Zum Schluss. SPD und Grüne bzw. die Oppositions-
parteien insgesamt haben aufgrund unserer Verfassung
Verantwortung bekommen, als es um den Fiskalpakt
ging, eine Verantwortung, die Sie ja sehr gerne überneh-
men wollten. Daran arbeiten Sie ja und sagen, das sei
wichtig und unbedingt notwendig.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja! Aber dafür brauchen wir von Ihnen
keine Belehrungen!)

Aber was machen Sie? Sie sagen nicht, was Sie wollen.
Sie sagen nur, was Sie nicht wollen. Sie sind nicht bereit,
Verantwortung zu übernehmen. Sie sind ängstlich. Hö-
ren Sie doch auf den Bundespräsidenten,

(Bettina Hagedorn [SPD]: Er ist unser Bundes-
präsident!)

der so schön gesagt hat: Mut ist das, was wir zum jetzi-
gen Zeitpunkt brauchen. – Wo bleibt Ihr Mut, Verant-
wortung zu übernehmen? Wiederholen Sie bitte nicht die
historischen Fehler, die Sie gemacht haben.

Ihr erster historischer Fehler, der ewig an Ihnen haf-
ten bleiben wird, war, Griechenland in die Euro-Zone
aufzunehmen.

(Axel Schäfer [Bochum] [SPD]: Aha! Was ha-
ben die Liberalen denn damals dazu gesagt? –

Bettina Hagedorn [SPD]: Wie wäre es denn,
wenn du mal zum Thema redest?)

Ihr zweiter historischer Fehler war, dass Sie den Stabili-
tätspakt gebrochen haben. Herr Monti hat recht, dass
Deutschland und Frankreich mit ihrer Verschuldung An-
fang des letzten Jahrzehnts für den Ursprung der Euro-
Krise gesorgt haben; auch das war ein historischer Feh-
ler.

(Joachim Poß [SPD]: Warum haben Sie das 
denn nicht korrigiert?)

Machen Sie bitte nicht Ihren dritten historischen Fehler,
indem Sie die Stabilität Europas zerstören, die wir als
Koalition mit ESM und Fiskalpakt gerade wieder auf-
bauen. Ich bitte Sie: Gehen Sie in sich, haben Sie Mut,
und seien Sie mehr als nur Kritiker! Seien Sie wahre De-
mokraten!

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU –
Petra Merkel [Berlin] [SPD]: Ach, Otto! Das
ist doch nur Pfeifen im Wald!)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Als letzter Redner zu diesem Tagesordnungspunkt hat

nun der Kollege Norbert Barthle von der CDU/CSU-
Fraktion das Wort.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP – Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]:
Was ist denn mit Krichbaum?)

Norbert Barthle (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Mehrere meiner Vorredner, vor allem die der Koali-
tion, haben bereits darauf hingewiesen, dass dies eine
historische Stunde ist. Wir beraten heute im Bundestag
in erster Lesung ein Gesetzespaket, das im Grunde aus
dem Europäischen Stabilitätsmechanismus und dem Fis-
kalpakt besteht. Das sind zwei grundlegende Tragpfeiler
einer neuen Stabilitätsarchitektur in Europa. Diese bei-
den grundlegenden Pfeiler dieser Architektur dürfen
nicht beschädigt werden.

Ich muss feststellen, dass wir heute eine eigenartige
Erfahrung machen dürfen. Denn ein Teil der Opposition,
insbesondere die Grünen, sagt: Wir möchten den ESM
zwar noch etwas ausweiten, aber grundsätzlich sind wir
dafür. Wir bräuchten allerdings noch mehr Zeit zur Bera-
tung. – Die SPD sagt: Wir sind grundsätzlich für den Fis-
kalpakt. Wir sind auch für den ESM. Aber wir wollen
noch Verbindungen herstellen und Bedingungen an den
Fiskalpakt knüpfen.

(Bettina Hagedorn [SPD]: Wir wollen ihn 
erfolgreich machen!)

Das ist schon ein eigenartiges Erlebnis.

Ich komme zum ersten Punkt: zum Zeitplan. Nach un-
serem Zeitplan könnten wir den Fiskalpakt und den ESM
bis zur Sommerpause ratifizieren. Das hat übrigens auch
Portugal vor, das hat Spanien vor, und das hat Griechen-
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land vor. Meine Damen und Herren, wir sollten nicht
hinter diese Länder zurückfallen.

(Axel Schäfer [Bochum] [SPD]: Das hat Ös-
terreich nicht vor! Das hat Frankreich nicht
vor! Das haben die Niederlande nicht vor!)

Zweitens. Wer so tut, als würden wir dieses Thema
hier und heute zum ersten Mal beraten, der war in den
vergangenen Monaten irgendwo anders. Zumindest im
Haushaltsausschuss haben wir uns tage- und wochenlang
mit dem Zustandekommen des Fiskalvertrages und des
ESM-Vertrages beschäftigt. Wir haben die Vertragsent-
würfe bekommen. Wir haben verfolgt, welche Verände-
rungen eingearbeitet worden sind. Auch im Plenum des
Deutschen Bundestages haben wir über diese beiden
Themen schon hinlänglich diskutiert. Wer also so tut, als
würden wir uns das erste Mal damit beschäftigen, der
muss irgendwo anders gelebt haben. Das kann ich mir
nicht erklären.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP – Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Es
gibt noch eine andere Welt außer der des Haus-
haltsausschusses!)

– Aber wir haben auch hier schon darüber diskutiert;

(Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Aber ohne 
Vorlage!)

das muss klar sein. Wir haben schon vor langer Zeit hin-
länglich und ausführlich über die Kautelen, die Inhalte
und alle Details des Fiskalvertrages diskutiert. Das ge-
schieht heute nicht zum ersten Mal.

Dritter Punkt. Die SPD – es kam ja schon ein entspre-
chender Zwischenruf – knüpft Bedingungen an den Fis-
kalpakt und sagt: „Wir stimmen dem Fiskalvertrag nur
zu, wenn …“ Nun sagen die einen: wenn eine Finanz-
transaktionsteuer kommt. – Die anderen sagen: wenn es
Wachstumsprogramme gibt. – Was jetzt eigentlich?
Wenn Sie ein Pfand in der Faust haben, dann sollten Sie
uns einmal erklären, wie dieses Pfand eigentlich aus-
sieht. Ich weiß das nämlich immer noch nicht.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der FDP)

In Bezug auf Wachstumsprogramme darf ich Sie da-
ran erinnern, dass wir insbesondere bei den Programm-
ländern, die schon jetzt unter dem Rettungsschirm sind,
immer Bedingungen an Hilfen knüpfen. Die Vierteljah-
resberichte der Troika geben Auskunft darüber, wie dort
Programme für mehr Wachstum und für mehr Wettbe-
werbsfähigkeit, also nicht nur zum Abbau der Staatsver-
schuldung, umgesetzt werden müssen.

Man muss sich die Programme nur einmal anschauen.
Das tun Sie aber wahrscheinlich nicht so gerne; denn da-
rin steht, dass für mehr Wettbewerbsfähigkeit und für
mehr Wachstum zum Beispiel die Mindestlöhne abge-
senkt oder ganz abgeschafft werden müssen, dass es zu
Arbeitsmarktderegulierungen kommen muss und dass
der Kündigungsschutz ausgesetzt werden muss. Dage-
gen protestieren die Menschen in Spanien momentan.
Das alles steht dort drin – zur Verbesserung von Wachs-

tum und Wettbewerbsfähigkeit. Das hören Sie nicht so
gerne.

Schauen Sie sich also die Berichte der Troika an und
machen Sie sich die Mühe, da nachzulesen. Dann be-
kommen Sie eine Blaupause dafür, was in diesen Län-
dern geschehen muss, um mehr Wachstum und Wettbe-
werbsfähigkeit herzustellen.

Was will ich damit sagen?

(Caren Marks [SPD]: Das fragen wir uns 
auch!)

Ist Ihnen von der Opposition eigentlich klar, dass Sie
dann, wenn Sie zu diesem Fiskalvertrag zwar Zustim-
mung signalisieren, aber nur unter Bedingungen, das Si-
gnal nach draußen aussenden, dass Sie zwar eigentlich
dafür sind, aber so richtig doch nicht; denn wenn man
sich innerlich distanziert und die Zustimmung an Bedin-
gungen knüpft, dann distanziert man sich von den Inhal-
ten. Das müsste Ihnen zu denken geben.

Ich glaube, Europa und die gesamte Welt brauchen
ein klares und deutliches Signal, dass wir in allen Euro-
Staaten festen Willens sind, einerseits die Staatsver-
schuldung zurückzuführen und eine Politik für eine
wachstumsfördernde Konsolidierung zu betreiben und
andererseits solidarisch dafür einzutreten, dass auf kei-
nen Fall ein Euro-Mitgliedsland in die Insolvenz getrie-
ben wird.

Es geht letztendlich um Europa, das haben wir gehört,
aber es geht schlicht und einfach auch um unsere Wäh-
rung. Es geht um den Euro, den jeder von uns in der Ta-
sche hat. Vorne sieht man das Euro-Zeichen und hinten
– zumindest auf meinem – den deutschen Bundesadler.
Es geht auch um unsere Verantwortung, zur Stabilität
unserer Währung beizutragen. Es darf nie wieder ge-
schehen, dass sich ein deutscher Handwerker fragen
muss: Kann ich noch investieren und dem Euro noch
trauen? Es darf nie wieder geschehen, dass internatio-
nale Investoren die Frage stellen müssen: Hat der Euro
eine Zukunft? Wir bauen dem entsprechend vor, indem
wir einerseits einen Pakt für Solidarität und andererseits
einen Pakt für Stabilität verabschieden.

Das sind die beiden Seiten ein und desselben Euro-
Geldscheines bzw. -Geldstückes, die wir bei unserer
Politik beachten müssen. Unser bisheriger Weg war er-
folgreich und hat zu guten Ergebnissen geführt, und wir
setzen diesen Weg auch erfolgreich fort.

Danke.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Ich schließe die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf
den Drucksachen 17/9046, 17/9045, 17/9048, 17/9049,
17/9047, 17/9146, 17/9147, 17/9148 und 17/9145 an die
in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorge-
schlagen. Sind Sie damit einverstanden? – Das ist der
Fall. Dann sind die Überweisungen so beschlossen.
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